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Der Dolchſtoß der Streſemann und Jarres. Was die Volkspartei vom KReichspräſſclenten verlangt Mangelnde ver
faſſungsrechtliche Oorausſetzungen für die Regierungsbildung durch die Deutſchnationalen. Ein neues Marx-Proviſorium

Die Cragikomögie.
Berbin, 27. Mai. (WTVB.)

Die Reichsregierung hat in ihrer Sitzung vom 6. und
15. Mai 1924 beſchloſſen, bis zum Zuſammentritt des Reichs
tags im Amte zu bleiben. Jn Verfolg dieſes Deſchluſſes hatte
die Reichsregierung heute erneut zu dieſer Frage Stellung zu
nehmen und einmütig beſchloſſen, dem Reichspräſidenten ihre
Demiſſion zu überreichen. Der Reichspräſident hat die
Demiſſion entgegengenommen und das Reichs-
kabinett mit der einſtweiligen Fortführung derGeſchäfte beauftragt.

Unter der Ueberſchrift Ein Trauerſpiel“ wird uns vom
Sozial demokratiſchen Parlamentsdienſt zum
Rücktritt des Kabinetts Marx das Folgende geſchrieben:

Am 15. Mai forderte die deutſchnationale Parteileitung denRücktritt der Reichsregierung. Der Sinn dieſer arderung war,
eine Breſche in die Bürgerliche Arbeitsgemeinſchaft zu ſchlagen
und als angeblich ſtärkſte Partei mit der Kabinettsbildung beauf-
tragt zu werden. Noch am ſpäten Abend antwortete die Regierung
auf das deutſchnationale Verlangen mit einer ſcharfen Ent
gegnung, die u. a. beſagte, daß die Regierung nicht nur das Recht
rn die Pflicht hat, Deutſchland in den Verhandlungen

ber die Sachverſtändigenguttachten zu vertreten und die zur Durch
führung der Gutachten erforderlichen Geſetzentwürfe vorzubereiten.
An anderer Stelle der Erwiderung heißt es ſchließlich: „Für die
Reichsregierung wäre es unverantwortlich wollte ſie aus
innenpolitiſchen Gründen die außenpolitiſchen Jntereſſen Deutſch
lands aufs Spiel ſetzen.“

Dieſe Erwiderung des Reichskabinetts war durchaus berechtigt.
ede wochenlange Kriſe muß in Anbetracht der Geſamtlage

chlands zu ſchiveren wirtſchaftlichen und politiſchen Folge-
wirkungen führen. Sie würde in ihrer Auswirkung eine Be-
drohung der ität unſerer Währung und infolgedeſſen eine
ernſthafte Gefährdung der mit großen Opfern begonnenen wirt-
ſchaftlichen Stabiliſierung bedeuten. Jede verantwortungsbewußte
gern hätte deshalb nicht anders handeln können als das
K ett Marx, das damals die verantwortungsloſe
Forderung der Deutſchnationalen ablehnte. Inzwiſchen aber
at das Verantwortungsbewußtſein des Miniſteriums Maryx ſein

Ende erreicht. Die Regierung iſt am Montagabend zurückgetreten,
ohne daß eine Klärung der Lage eingetreten und die Voraus-
ſetzungen geſchaffen wären. die eine Reichsfriſe im Augenblick
hätten erträglich machen können. Denn immer noch beſteht über
die parbamentariſche Lage nicht die notwendige Klarheit, ſo daß
infolge des Rücktritts ein wochenlanger Kriſenzuſtand nicht aus
geſchloſſen iſt und jene Gefahren, die das Kabinett damals ver
re wollte, jetzt durch den ihm von den volksparteilichen
Kiniſtern verſetzten Dolchſtoß doch noch eintretenkönnen.

Wochenlang hat die Regierungspreſſe von den Deutſchnationalen
Klarheit über deren Außenpolitik verlangt. Durch den Rücktritt
des Kabinetts iſt die Erfüllung dieſer Forderung wenigſtens vor
läuftg wieder illuſoriſch gemacht worden. Bekanntlich wurden die
Verhandlungen zwiſchen den Mittelparteien und den Deutſch
nationalen am Sonnabend unter dem Eindruck vertagt, daß die
deutſchnationale Fraltion infolge ihrer Zuſammenſetzung gar
wicht imſtande iſt, über die von ihr beabſichtigte Außenpolitik
Klarheit zu ſchaffen. Am Montagnachmittag ſollten dir Deutſch
nationalen dieſen Eindruck durch einen Beſchluß üher ihre Stel-
lungnahme zu der bisherigen Außenpolitik vor dem Jn und Aus-
lande beſtätigen und ein Bekenntnis über ihre Verant-
wortungs loſigkeit bzw. Unfähigkeit ablegen. Aber
noch bevor es ſoweit kommen konnte, wurde in der Preſſe der bevor
ſtehende Rücktritt des Kabinetts angekündigt. Die Deutſchnatio-
ralen hatten alſo gar keinen Anlaß, unter dieſen Umſtänden noch
Farbe in dem Sinne zu bekennen, wie es von ihnen verlangt
worden war. Sie konnten ſich fagen, daß ein Rücktritt des Kabi-
neits neue Verhandlungen über die Regierungsbildung mit ſich
bringt und dieſe Beſprechungen vielleicht einen ganz anderen Ver
lauf nehmen können als die bisher gepflogenen Beratungen. Wir
ſind deshalb heute genau ſo weit wie vor 14 Tagen. Der Kuh-
handel zwiſchen den bürgerlichen Parteien wird von neuem be-
ginnen, weil die Volkspartei es will. Sie iſt verant
wortlich für die Demiſſion des Kahbinetts, denn ihre Miniſter
mußten der Regierung im Auftrage der Fraktion den Dolch-
ſtoß verſetzen, der vielleicht ein Dolchſtoß für die Rentenmark be-
deutet. Lediglich parteitaktiſche Gründe haben den Anlaß
dazu gegeben. Die Angſt vor der deutſchnationalen Oppoſition,
die Furcht der Volkspartei, es könnten ihr noch mehr Wähler ver
lorengehen, wenn die Deutſchnationalen nicht zur Mitverantwor
tung verurteilt ſind, führte zu der Ankündigung des Rücktritts
der volksparteilichen Miniſter, der ſich zu einer Geſamtdemiſſion
auswirken mußte.

Was ſoll nun werden? Die Volkspartei wünſcht vom
Rei.Hspräſidenten, daß er zunächſt die ſtärkſte Fraktion und das
ſind die Deutſchnationalen mit der Kabinettsbildung betraut.
Die Kriegshetzer und Putſchiſten ſollen die Führung der Geſchäfte
der deutſchen Republik übernehmen. Wir möchten vorläufig noch
nahingeſtellt ſein laſſen, ob der Reichspräſident die Deutſchnatio-
nalen überhaupt mit der Kabinettsbildung betraut. Seine Pflicht

vor allem, die Verfaſſung zu hüten und ver-
kaſſungsrechtliche Mißbräuche zu verhindern.

Wie aber will er dieſer Aufgabe gerecht werden, wenn er Herrn
Hergt mit der Kabinettsbildung beauftragt? Bevor das geſchieht,
müſſen mindeſtens eine gange Reihe von Fragen geklärt werden.
Solange ſich Hergt zum Beiſpiel nicht klipp und klar zur
Reichsverfaſſung bekannt hat, iſt unſeres Erachtens
gar nicht daran zu denken, daß der Reichspräſident ihm Voll
machten zur Regierungsbildung erteilt. Aber ſelbſt wenn die
Deutſchnationalen die verfaſſungsrechtlichen Vorausſetzungen, die
mit jedem Auftrag zur Regierungsbildung verbunden ſind, in dem
erforderlichen Maße erfüllen ſollten, dürfte ihre Miſſion
ſcheitern, weil das Zentrum den Eintritt in eine Regierung
unter deutſchnationaler Führung ablehnt. Es wird alſo ſchließ-
lich nichts anderes übrigbleiben, als Herrn Marx wieder mit der
Kabinettsbildung zu beauftragen. Auch er wird im Eventualfaile
zweifellos in Anbetracht der Haltung der Volkspartei Schwie-
rigkeiten zu überwinden haben, ſo daß wir glauben, mit einer
Kabinettskriſe von mindeſtens einer Woche rechnen zu müſſen.

Gerade mit Rückſicht auf die zu erwartende wochenlange Kriſe
halten wir den Rücktrittsbeſchluß des Kabinetts u. a. auch des
halb für volksſchädigend, weil an ſeine Stelle vorausſichtlich wieder
eine Regierung auf der bisherigen Baſis tritt. Um das zu er-
reichen, brauchte man unſeres Erachtens feine wochenlange Kriſen
zeit, die den Gegnern des Parla mentarismus neue Gelegenheit
bietet, u n vor der herabzuſetzen, unddie ſchließli ohne moralinicht zu ren ſein wi svom 4. Mai wirkt ſich alſo bereits jetzt als Trauerſpfel aus. Dieſes
Trauerſpiel bald zu beenden und ſeine Urſachen zu überwinden,
muß unſeres Erachtens jetzt das Ziel der ſozialdemokrat ſchen
Politik bilden. Praktiſch ergibt ſich daraus für unſere Partei-
genoſſen, daß ſie für neue, unansbleibliche Kämpfe rüſten müſſen.
Der Wille, den Verluſt vom 4. Mai wieder wettzumagchen, beſtimmt
Form und Jnhalt der neuen Rüſtungen.

Der Dolchſtoß der Volksparteſ.
Die Fraktion der Deutſchen Volkspartei teilt mit: Am

Montag hat die Reichstagsfraktion der Deutſchen Volkspartei ent-
ſprechend der bisherigen Haltung der Reichsminiſter Dr. Streſe-
mann und Jarres einſtimmig beſchloſſen, die Demiſſion des
Kabinets zu fordern, um die Bahn frei zu machen für die ver
faſſungsmäßige Aufgabe des Reichspräſidenten, eine den neuen
parlamentariſchen Verhältniſſen entſprechende Pegierungsbildung
herbeizuführen

Was die Reichstagsfaſciſten verlangen.
Berlin, 27. Mai. (WTB.)

Die Fraktion der Nationalſozialiſtiſchen Freiheitspartei ſprach
in ihrer geſtrigen Sitzung der Regierung das Mißtrauen aus
und verkangte umgehende Neuwahl eines Reichspräſidenten.
Ferner wird die Aufhebung des Geſetzes zum Schutze der Republik
und des Stagtsgerichtshofes ſowie die Nachprüfung der Urteile
des Staatsgerichtshofes durch ordentliche Gerichte gefordert. Ein
weiterer Antrag verlangt ſchließlich die Ausweiſung aller ſeit
Auguſt 1914 eingewaonderten Angehörigen der jüdiſchen Raſſe aus
Deutſchland unter teilweiſer Vermögenskonfiskatien und Stellung
aller Angehörigen der jüdiſchen Raſſe unter ein Sonderrecht.

Konſtituierende Sitzung der ſozialdemo-
kratiſchen Reichstagsfraktion.

Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion trat am Montag zu
ihrer erſten konſtitnierenden Sitzung zuſammen, die mit einer Be-
ſprechung über die politiſche Lage verbunden wurde. Jm Anſchluß
an den Bericht des Genoſſen Müller-Franken erfolgte eine all-
gemeine Ausſprache, ohne daß ein Beſchluß gefaßt wurde. Unter
andern wurde auch die Beſetzung des Reichstagspräſi-
di um s erörtert, aber auch in dieſer Frage erfolgte keine Beſchluß-
faſſung. Die Mitteilungen bürgerlicher Korreſpondenzen aus An-
laß der über den genannten Punkt geführten Debatte entſprechen
nicht den Tatſachen.

Zum Schluß der Sitzung wählte die Fraktion den bisherigen
Vorſtand einſtimmig wieder. Er ſetzt ſich zuſammenaus den Genoſſen Hermann Müller, Dittmann, Scheide-
mann, Wels und Henke als Vorſitzende. Außerdem gehören
dem Fraktionsvorſtand an die Genoſſen Breitſcheid, Eri-
ſpien, Dißmann, Hertz, Hildenbrand, Hilfer-ding, Hoch, Frau Juchacz, Schumann und
Stampfer.

(Siehe auch Seite 2.)

Loebe,

Der Reichstagsausſchuß für Ueberwachung des Perſonalabbaues
hielt geſtern ſeine ung ab. Nach Erledigung zahlreicher
Petitionen ermächtigte der Ausſchuß die Reichsregierung, ab 1. Ok

tober die Perſonalabbauverordnung in ihren Hauptartikeln auf-
zuheben und etwa noch nötig werdende Perſonalverminderungen
durch Wegfall freiwerdender Stellen uſw. herbeizuführen.

Veröffentlichung des Briefwechſels Poincaré Mac Donald.
Havas erfährt, daß die zwiſchen Poincare und Mac Donald ge
wechſelten Briefe am Donnerstag früh veröffentlicht werden.

Schädigungen im Auslande
Die Entſcheidung unſeres Volkes

Kommunismus in England.
(Von unſerem Londoner Korreſpondenten.

Nicht von den überaus ſchwierigen Fragen, die der bolſchewiſtiſche
ſich ſeit Wochen durch die Schuld der Delegierten hinſchleppende
anglo- ruſſiſche Kongreß der europäiſchen Politik aufgibt, ſei hier
dic Rede, obwohl auch darüber demnächſt ausführlicher zu berichten
ſein wird, ſondern von der kommuüniſtiſchen Bewegung
in England ſelbſt, die, wenn nicht alle Zeichen trügen, mit dem in
den jüngſten Tagen abgehaltenen Parteitag in ein neues
Stadium getreten iſt.

Die engliſche Preſſe hat, mit einer einzigen Ausnahme, dieſem
Kongreß keine Bedeutung geſchenkt und es vorgezogen, ihre Seiten
einem Mordprozeß, Hoffeſtlichkeiten und den Königsbeſuchen in der
Wembley- Ausſtellung zu widmen. Sie mag ihre Haltung dem
Kongreß gegenüber ja mit dem Hinweis auf die ziffernmäßige Ge-
ringfügigkeit der Bewegung, ſoweit ſie organiſatoriſch zum Aus-
druck kommt, vollauf rechtfertigen können. Tatſächlich hat der
Partcikommunismus mit Ausnahme von London und Glas-
gow in Großbritannien überhaupt nicht Fuß faſſen können, und
die Auflage des einzigen, für Maſſenverbreitung berechneten

Wochenblattes wird ſelbſt von Anhängern der Bewegung auf höch
ſtens 60 000 Exemplare geſchätzt. Dies alles aber darf nicht dar
über hinwegtäuſchen, daß dieſe organiſatoriſch kleine Gruppe mit
einer außerordentlichen Aktivität hinter den Kuliſſen
arbeitet. Der für das. Aufſpüren kommuniſtiſcher Tätigkeit leider
nur allzu geübte Blick des vom Kontinent kommenden Beobachters
konnte ſchon in den letzten Wochen, ja eigentlich ſchon ſeitdem Macr
Donald an der Regierung iſt, Züge fkommuniſtiſcher Kleinarbeit im
Bilde der ſozialen und politiſchen Bewegung feſtſtellen. Gewiſſe
Streilbewegungen der erſten Wochen, die die moraliſche Poſition

flüſſe mehr ahnen als beweiſen, die jüngſt erfolgte Aufſtellung
eines Kommuniſten als Kandidaten der Labour Party in Glas-
gow ihre bekannte politiſche Handſchrift aber ſchon deutlicher er-
kennen.

Nunmehr aber hat der Kongreß, der in der Nähe von Man-
cheſter getagt hat, die Linien der künftigen kommuniſtiſchen Akti-
vität klar erkennen laſſen. Obwohl die Verſammlung größtenteils
hinter verſchloſſenen Türen tagte und nur weniges durchgeſickert
iſt, kann auf Grund dieſer wenigen vorliegenden Daten feſtgeſtellt

liegt. Das ganze Arſenal der auf dem Kontinent erprobten kom
muniſtiſchen Waffen ſoll auch in England in Bewegung geſetzt
werden. Der Feldzug wird, wie jeder richtige Feldzug, und beſon-
ders jeder kommuniſtiſche, von einer agitatoriſchen Kam-
pagne begleitet. Dieſe arbeitet mit dem uns auf dem Kontinent
nun ſchon his zum Ekel vertrauten Wortſchatz. Alle alten Be-
kannten aus dem Abe des Kommunismus marſchieren auf: di
engliſchen Arbeiterführer werden, wie nur je ein deutſcher Miniſter,
als Sozialverräter, als Knechte des Kapitalismus, als Bourgerns
bezeichnet. Man brauchte ja ſolche Denunziatfionen nicht allzu
wichtig zu nehmen, wenn man nicht wüßte, daß ſie auf die Dauer
auf gewiſſe Schichten der Arbeiterſchaft nicht ohne Eindruck
blieben. Das iſt aber auch hier nur die Begleitmuſik. Daneben
geht ein Plan, der nicht nur für die Gewerkſchaftsbewegung jene
in Deutſchland ſo ſchmerzlich empfundene Zellenbildung vorſſeht,
ſondern darüber hinaus eine Durchdringung der eng-
liſchen Labour Party und eine Eroberung bzw.
Erſchleichung von Führerſitzen bezweckr, alſo eine
Sprengung der Einheit der engliſchen auf demokratiſchen
Boden ſtehenden ſozialiſtiſchen Arbeiterbewegung von innen her-
aus, ein Anſichreißen der Macht der geſamten Bewegung nicht ſo
ſehr und nicht vorwiegend durch Aufbau einer ſtarken kommuniſti-
ſchen Bewegung neben der Labour Party, ſondern durch Erobe-
rung der Labour Parth ſelbſt.

Der Plan iſt nicht ohne Kühnheit ausgedacht und auch in ſeinen
Details, ſoweit ſie bekanntgeworden ſind, nicht ungeſchickt den be
ſonderen geiſtigen und ſozialen Einſtellungen der engliſchen Ar
beiterſchaft angepaßt. Dennoch ſind die engliſchen Freunde, die
man auf die Gefahren aufmerkſam macht, überaus opti-
miſtiſch. Sie glauben, daß das geſunde politiſche Gefühl des
engliſchen Arbeiters, die demokratiſchen Traditionen, in denen er
aufgewachſen iſt, jede ernſte Gefahr im Keime bannen werden.
Ja noch mehr: Sie vertrauen darauf, daß die Kommnniſten, die
als Einzelperſonen ſtatutariſch das Recht der Mitgliedſchaft an der
Labour Party haben, nicht nur nicht zerſetzend wirken, ſondern im
Gegenteil vom Geiſte der Labour Party aufgeſogen werden
dürften. Der kontinentale Beobachter wird. die Lage weniger opti.
miſtiſch beurteilen, wiewohl er beim geſunden Jnſtinkt des eng
liſchen Arbeiters an einer Ueberwindung der kommuniſtiſchen Ge
fahr überhaupt nicht zweifelt. Er muß ſeiner Befürchtung Aus-
druck verleihen, daß dies allzu vertrauensvolle Gewährenlaſſen der
mit allen Mitteln des Machiavellismus arbeitenden Kommuniſten

dieſes verſteckte Spiel mit doppelten Karten, auch der engliſchen

werden. daß nunmehr ein ganzer Feldzugsplan fix und fertig vor
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Mißton kommen würde. Es könnte aber
rumpelamgemethode auch hier dazu führen WBnunte, daß
gebenden Stellen ſtehenden engliſchen Freunde

in England, allerdings nur kurze Zeit, der Fall war, als die Re
gierung durch die Ueberſteigerung von Streikbewegungen inner
und insbeſondere außenpolitiſch ſo ungemein gehindert war. Und
darum möchte ſich der kontinentale Beobachter, der das unheilvolle
Wirken der Kommuniſten im eigenen Lande aus nächſter Nähe
und in allen Einzelheiten beobachten konnte, dem Wunſche an
ſchließen, den der Mancheſter Guardian“ angeſichts des kommu
niſtiſchen Kongreſſes geäußert hat: Die engliſche Arbeiterpartei
möge ſchon jetzt Vorkehrungen treffen, um den zerſetzenden Kräften
von allem Anfang an das Handwerk zu legen. Nicht nur um der
engliſchen Arbeiterpartei, ſondern um Europas willen, deſſen
Schickſal in ſo hohem Maße von der Kraft abhängen wird, die die
Regierung der engliſchen Arbeiterſchaft in den nächſten Monaten
aufzubringen vermag. Videant consules

Die Deutſchnationalen drängeln weiter.
Warum CTirpitz ihr Keichskanzler iſt.

Berlin, 27. Mai. (Sog. Parl.-Dienſt.).
Jn der deutſchnationalen Fraktionsſitzung, die

geſtern bis in die Abendf en dauerte, kam, wie verlautet, all
gemein die Anſicht zum Ausdruck, daß die Partei dem Rufe der
Wählerſchaft folgen und aktiv in die Regierungsgeſchäfte ern-
greifen müſſe, ſofern ihr das nicht durch die Bedingungen der
anderen Parteien unmöglich gemacht wird. (1) Deshalb hat die
Fraktion auch beſchloſſen, den Koalitionsparteien nicht eine Ant-
wort zu erteilen, die die Türen zum Verhandlungszimmer für die
Regierungsbildung etwa zuſchlägt. Da für die Verhandlungen
zwiſchen den Parteien ſtrengſte Vertraulichbeit verabredet worden
iſt, wurde der Wortlaut der Antwort, die formell nur an den
Mittelsmann der Deutſchen Volkspartei ergangen iſt, diesmal
nicht bekanntgegeben. Die Fraktion bringt in ihrer Antwort
zunächſt zum Ausdruck, daß ſie entſchloſſen iſt, ſich an der Re-
gierungsbildung in der ihrer Stärke und dem Ergebnis der
Wahlen entſprechenden Weiſe zu beteiligen. Die Antwort weiſt
weiter darauf hin, daß die Deutſchnationalen den Beweis für
ihre Bereitwilligkeit zur Teilnahme an der Verant-
wortung bereits dadurch erbracht haben, daß ſie in der Perſon
des Großadmirals v. Tirpitz eine Perſönlichkeit vorgeſchlagen
haben, die, wenn ſie auch auf Grund des deutſchnationalen Partei-
programms in den Reichstag gewählt worden iſt, doch durch ihre
ganze Vergangenheit und durch das Vertrauen (wo 2), das ſie
allgemein genieſtt, geeignet erſcheine, den Mittelpunkt für die
Bildung einer arbeitsfähigen Regierung darzuſtellen. Die Frak-
tion ſei nach wie vor der Anſicht, daß die Frage der Führer-
per ſönlichkeit den Verhandlungen über die Form der Re-
gierung vor angeſtellt werden müſſe, weil ſie glaube, daß
die großen politiſchen Schwierigkeiten nicht ſo ſehr durch parla-
e riſche Formen als durch Führerperſönlichkeiten gelöſt werden
können.

Der dritte Teil der deutſchnationalen Antwort enthält praktiſche
Vorſchläge für eine materielle Einigung zwiſchen den für eine
Regierungsbildung in Betracht kommenden bürgerlichen Parteien,
Die Fraktion hat ſich, ſo wird erklärt, nicht der Notwendigkeit
verſchkoſſen, daß eine gewiſſe Kontinunität mit der abtretenden Re
gierung gewahrt werden müſſe. (1) Sie habe aber auch zum
Ausdruck gebracht, daß ſie die deutſchen Unterhändler nicht mit
gehundenen Händen dem Auslande gegenüberſtellen darf, ſo daß
ſie ſchon vor einer vorweggenommenen materiellen Entſcheidung
in der Außenpolitik ſtehen.

Die Antwort iſt abends um 8 Uhr dem Vorſitzenden der Deut-
ſchen Volkspartei Dr. Scholz übergeben worden. Jm Laufe der
deutſchnationalen Fraktionsſitzung, in der die Entſcheidung über
dieſe Antwort fiel, wurde auch zum Ausdruck gebracht, daß die
dentſchnationale Fraktion es nach dem bisherigen parlamentari-
ſchen Brauch für ſelbſtverſtändlich halte, daß ſie als ſtärkſte
Fraktion den Reichstagspräſidenten zu ſtellen habe.

Nach unſerer Auffaſſung ändert der deutſchnationäle Beſchluß
an der parlamentariſchen Lage wenig oder gar nichts. Er iſt
zwar in der Form ſo gehalten, daß er weitere Verhandlungen
über den Bürgerblock nicht ausſchließt, inhaltlich aber ent-
hält er dieſelben Hinderniſſe, an denen bisher der Bürgerblock
geſcheitert iſt. Es ſcheint auch, daß die Deutſchnationalen die
Demokraten nicht in der Koalition haben wollen. Vermutlich iſt
der Beſchluß nur gefaßt worden, um vor der Wählerſchaft die
Verantwortung für das Scheitern der Verhandlungen von den

Arbeiterhewegung manche Stunde beretken wird. Um ſomehr, als Mosau, wie n berichten, nicht un erhebliche füll

Summen für „Propaganda“ in England ausgeſetzt hat, ſich alſo
auch hier ein materiell abhängiges Prätorianer- a
t um das den Moskauer Befehlen blind Folge zu leiſten hat, her
anzüchtet. Es wäre ſchon ſchlimm genug, wenn nichts anderes ge
ſchähe, als daß in das geradezu ideale Verhältnis, das hier zwiſchen
den Maſſen und den von ihnen erwählten Vertretern herrſcht, ein

doch ſein, die Ueber
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e e zu jenem bitterböſen Zweifrontenkrieg gezwungen werden, der den kontinenialen
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Preußiſcher Landtag.
Berlin, 27. Mai. (Soz. Parl.-Dienſt.)

Der Preußiſche Landtag beſprach am Montag den Sgen Berg-
arbeiterkampf im Ruhrgebiet. Als Ergänzung zu
dem Antrag unſerer Genoſſen über die Oeffnung der St gats-
betriebe im Ruhrrevier lag ein weiterer fſozigldemokra-
tiſcher Antrag vor, der das Staatsminiſterium erſucht, mit
aller Energie und Dringlichkeit auf die Reichsregierung einzu-
wirken, daß die Laſten aus den Micnmverträgen ſofort auf die ge
ſamte deutſche Wirtſchaft verteilt werden.

Genoſſe Huſemann
gab in wirkungsvoller Rede ein anſchauliches Bild über die Ent-
wicklung des großen Ringens an der Ruhr zwiſchen Kapital und
Arbeit. Er zeigte, wie die Bergürbeiter all die Jahre über immer
wieder in die Breſche ſprangen, wenn es galt, durch Ueber-
arbeit die deutſche Wirtſchoft in Gang zu halten oder den
ſchweren außenpolitiſchen Verpflichtungen nachzukommen. Trotz
allen guten Willens bei den Arbeitern habe Starrſinn und Herrſch
ſucht bei den Grubenherren geherrſcht. Kündigung des Mantel-
tarifs im Augenblick der Verhandlungen. Schroffe Ablehnung der
Lohnerhöhung und dabei, welche Jammerlöhne im Bergbau bzw.
welcher Skandal in der Lohnzahlung! Reſtbeträge vom April bis
u 20 Mark werden erſt Ende Mai bezahlt! Das alles in einer

Zeit, wo keine Spur von dem ſo oft verſprochenen Preisabban ſich
zeigte. Wo die Grubenherren keine Miene machten, endlich etwas
gegen die techniſche Rückſtändigkeit im deutſchen Berghan zu tun,
der heute noch kein wirklicher Großbetrieb, ſondern nur ein großer
Kleinbetrieb iſt. Keine Spur von pſychologiſchem Verſtändnis bei
den Grubenherren für die ſchwere Lage der Bergleute. Kein
Wunder, wenn der Kumpel heute ſich ſagt: Jetzt oder nie! Wir
laſſen uns nicht verſklaven! Wir laſſen uns den Achtſtundentag
über Tag und den Siebenſtundentag unter Tag nicht rauben! Wir
ſind bereit, gegen menſchen würdigen Lohn zur Mehrarbeit, aber
nicht berrit, unter dem Druck der Erpreffung zu ſchuften. Die Aus
ſperrung hat bis jetzt ſchon den ganzen Gewinn der Mehrarbeit
von fünf Monaten zerſtört. Der Arveitswille hat einen böſen Stoß
bekommen. Es iſt deshalb die höchſte Zeit, daß die Staats und
Reichsregierung den Wirtſchaftelampf an der Ruhr beenden. Sonſt
wird er zur Freude der Kommuniſten ſich in einen politiſchen
Kampf verwandeln, und was als moraliſche Kraftprobe zwiſchen
Kapital und Arbeit begann, würde alsdann als Krawall unter den
e n Bajonetten enden. Es iſt Zeit, daß gehandelt wird.
Beifall.)

Der Jentrumsabgeordnete Steger weiſt darauf hin, daß bei
ciwas gutem Willen bei den Arbeitgebern der Kampf hätte ver-
mieden werden können. Allein dic Grubenherren wollten grund-
ſätzlich den Siebenſtundentag unter Tage durch den Achtſtunden-
tag erſetzen. Sie wollen dik tieren. Auf dieſe Weiſe kämen ſie
jedoch ſicherlich nicht zu ihrem Ziel.

Handelsminiſter Siering
nahm dann zu den verſchiedenen Angriffen gegen das Handels-
miniſterium Stellung und ſchilderte ſeine Bemühnngen um
eine raſche Beilegung des großen Kampfes. Fch habe bis-
her, erklärte der Handelsminiſter, zweimal Gelegenheit gehabt, bei
der Beratung des Bergetats auch zu der Frage der achtſtündigen
Arbeitszeit Stellung zu nehmen und möchte heute abermals zum
Ausdruck bringen, daß ich nach wie vor die Auffaſſung vertrete,
daß die in den Novembertagen 1918 feſtgeſetzte Arbeitszeit die Ar
beiſszeit der Arbeiter in Deutſchland ſein muß. (Zurufe bei den

Deutſchnationalen abzuwälzen. Jmmerhin iſt dieſer Beſchluß Komm.) Daß mit dieſer Erklärung der achtſtündigen Arbeitszeit
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Eine nklage gegen das Grubenkapital.
„Wir ſind micht bereit, unter dem Druck der Erpreſſung zu ſchuften.“

für die Bergarbeiter unter Tage eine ſiebenſtündige Arbejſts-
zeit in Frage kommt, ſollten Sie, meine Herren Konmmuniften,
auch wiſſen.

Die Angriffe gegen das Handelsminiſterium gehen in mchr-
facher Hinſicht von falſchen Vorausſetzungen aus. Die Urſache
des Konflikts liegt in den Miceumverträgen. Wenn 27 Pro
zent der Ruhrförderung unentgeltlich an die Beſatzungsmächte ab
getreten werden müſſen, wenn dazu noch zirka 12 Prozent Zechen-
Selbſtverhrauch kommen, ſo ſind von der Geſamtförderung nur
etwas mehr als 61 Prozent gegen Entgelt verkäuflich. Bei den
preußiſchen Staatsgruben iſt aus geologiſchen und
anderen Gründen das Verhältnis noch etwas ungünſtiger.
Aus dem Erlös von 61 bis 65 Prozent der Förderung muß alſo die
Befriedigung der geſamten Selbſtkoſten geſucht werden. Das wäre
nur möglich, wenn der Ruhrbergbau und die Staatszechen den
Preis der Kohle beliebig feſtſetzen könnten. Der Preis wird aber
durch die Abſatzmöglichkeit diktiert. Der Abſatzradius
der Ruhrkohle iſt gegenüber der Zeit vor der Ruhrbeſetzung aufs
äußerſte eingeſchränkt, der Preis für die Ruhrkohle weſentlich über
der Preishöhe aller anderen deutſchen Bergreviere und höher als
der Weltmarktpreis. Die Folge iſt, daß ſich die Fördermöglichkeit
des Nuhrberghanues überhaupt nicht auswirken kann, weil die durch
den Micumvertrag bedingte Preishöhe den Abſatz aufs ſtärkſte ab
droſſelt. Unparteiiſche Bergbanleute ſchätzen den durch das Mienm-
abkommen bedingten Förderausfall auf mehr als 50 000 Tonnen
täglich. Das bedeutet einen Ausfall von mehr als 15 Millionen
Tonnen im Jahr. Der Miniſter gibt nun in anſchaulicher Wrife
ein Bild über die beſondere Lage des preußiſchen Staatsbergbaues
und betont, daß die erforderlichen Zuſchüſſe ſo erheblich ſind, daß
der Fingnz miniſter ſchon mehrfach Cinſprüch erhobenhat. Unter der Vorausſetzung, betont der Handelsminiſter, daß daß
Reich ſpäteſtens in zwei bis drei Monaten die Zahlungen der Nepa-
rationsklieferungen an die Stgatsbergwerke wieder aufnimmt und
daß der zurzeit ungünſtige Kohlenabſatz ſich allmählich beſſert und
die weſtfäliſchen Kohlenpreiſe, die augenblicklich über den engliſchen
ſtehen, eine weſentliche Ermäßigung erfahren werden, wird die
ſtaatliche Bergwerfsdirektion Recklinghauſen in
der Zeit vom November 1928 bis Ende 1924 einen Zuſchuß von vor
ausſichtlich 27.5 Millionen Mark und, einſchließlich der weiteren
rom 1. Juni an fällig werdenden Zinſen ſetzt müſſen wir 22 Pro
zent Zinſen jährlich zahlen einen Geſamtzuſchnß von mehr a
30 Millionen Mark erfordern.

Nach dieſen Hinweiſen auf die Schwierigkeiten des Stagts
bergbaues geht der Miniſter zur Schilderung des Wirtſchafts
konflikts über. Er betont, daß die Kündigung des Mantel
tarifs durch den Zechenverband, bevor das Arbeitszeitabkommen
gekündigt war, zweifellos taktiſch unklug und ſachlich nicht ge
rechtfertigt war. Die Behauptung der Arbeitnehmer, daß durch
die Kündigung des Manteltarifes erſt die Kündigung des Arbetts-
zeitabkommens provoziert worden ſei, meines Wiſſens in
den bisherigen Verhandlungen nicht plauſibel genug begründet
worden. Beide Parteien hatten ſeit der Erzwingung der Micum
verträge ſchwer zu leiden. Um ſo notwendiger war es, daß die
Arbeitgeber trot aller Zwangslage die Gefühle, die Leiden umd
r der Bergarbeitermaſſe bei ihrem taktiſchen Vorgehen
verückſichtigten. Das iſt nicht immer geſchehen, und ſo entſtand in
den BVergarbeitermaſſen eine gefährliche Hochſpannung. Am 3. Mai
lag ein verbindlich erklärter Schiedsſpruch des Reichsarbeits-
miniſters in der Mehrarbeitsfrage und in der Lohnfrage vor.
Der preußiſche Handelsminiſter hat die amtliche Aufgabe, Schlich-
tungsweſen, Arbeitsrecht und Tarifweſen im Gebiet des preufi-
ſchen Staates zu betrauen. Jch frage, ob ich in dieſer Eigenſchaft
mich am 5. Mai über die vom Reichsarbeitsminiſter am 3. Mai
ausgeſprochene Verbindlichkeitserklärung hinwegſetzen konwze,
Jch behaupte nein. Jch hätte damit der Autorität des Schlich

Hie erſten Poſtkutſchen.
Merkwürdigerweiſe ſind erſten Poſtkutſchen in Rußland

eingeführt worden, und zwar in einer Zeit, wo das ruſſiſche
Reich noch tief in der aſiatiſchen Barbarei ſteckte. Schon im
fünfzehnten Jahrhundert unter Jwan III. (1462 bis 1505) wurden
in Rußland Reiſegelegenheiten mit ſtationsweiſem Wechſel der
Zugtiere geſchaffen. Ein Freiherr v. Herberſtein, den Kaiſer Max
im Jahre 1526 an den Zaren Waſſilly IV. ſandte, beſchreibt aus
eigener Anſchauung die ruſſiſchen „Jämy“ oder Poſthöfe und
rühmt von ihnen, daß man dort jederzeit dreimal ſo viel Pferde
vorfinde, als man bedürfe. Die Kronbauern, welche die Jämy
zu halten und für ſchleunige Weiterbeförderung der Reiſenden zu
ſorgen hatten, hießen Jämſchtſchiki. Sie waren von allen Staats-
laſten befreit und durften von den Reiſenden eine geſevlich feſt
geſtellte, äußerſt geringe Vergütung erheben; daneben hatten ſie
die Verpflichtung, mit jeder vorkommenden Reiſegelegenheit die
etwa vorliegenden Briefſchaften weiter zu befördern. Die Be-
aufſichtigung der Jämy lag den Staroſten ob und erſtreckte ſich
namentlich auch darauf, daß auf den Poſtſtationen oder wenigſtens
in den Dörfern, in welchen dieſelben lagen, ſtets cine genügende
Anzahl von Knechten, Pferden und Wagen bereit gehalten wurde.
Wenn auch noch keine beſonderen Poſtkutſchen vorhanden waren,
ſondern Fuhrwerke jeder Art herangezogen wurden, ſo war es doch
gerade das barbariſche Rußland, das ſchon am Ende des Mittel
alters die poſtmäßige Perſonenbeförderung wieder aufnahm, die
mit dem Untergang des weſtrömiſchen Reiches im Strudel der
Völkerwanderung verſchwunden war. Das ruſſiſche Reich hatte
eben wegen ſeiner Weite die Poſten am nötigſten.

Um dieſelbe Zeit reiſte man in Deutſchland noch faſt ausſchließ-
lich zu Pferde oder auf Schuſters Rappen. Wer fahren wollte,
mußte ſich einem Fuhrmannswagen, den man Haudererwagen
nannte, anvertrauen. Von Paketen Fäſſern und Ballen um gebe
ſaß man da unter dem Plantuch. Keine Feder milderte die Stöße
des Wagens, keine Kunſtſtraße beſänftigte das Geraſſel und Ge-
polter des Fuhrwerks, mit dem jeder Fußgänger Schritt halten
konnte.

Erſt im Jahre 1690, alſo rund zweihundert Jahre ſpäter als
in Rußland, führte die Turn und Taxisſche Poſt in Deutſchland
die Perſonenbeförderung ein und zugleich die erſten Poſtkutſchen
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genannt. Das berliniſche „Droſchke“ iſt das berliniſierte Wort für
das ruſſiſche Dreigeſpann, alſo eine ganz unpaſſende Bezeichnung,
da niemals ein Berliner Droſchkenkutſcher mit drei den ge

mit etwas beſſeren Sitzgelegenheiten als in den Haudererwagen.
Dieſe erſte Perſonenpoſt verkehrte zwiſchen Nürnberg und Frank-
furt am Main. Sieben Jahre ſpäter, alſo 1697, ließen Kurſachſen
und Kurbrandenburg der erſten Perſonenpoſt die zweite folgen, die
zwiſchen Leipzig und Magdeburg verkehrte. Von da an ent-
wickelten ſich die Perſonenpoſten in Deutſchland ziemlich raſch, ſo
daß man in bezug auf den Perſonenverkehr das achtzehnte Jahr-
hundert das Jahrhundert der Poſtkutſche nennen kann. Es griff
ſogar noch 40 Jahre in das neunzehnte Jahrhundert, das Jahr-
hundert der Eiſenbahn, hinüber. Gegenwärtig iſt die Poſtkutſche
ſo gut wie verſchwunden, ſie iſt damit der Droſchke und dem!
Fiaker noch um einige Jahrzehnte vorausgegangen.

Die erſten Droſchken.
Die Droſchken ſind ſo ziemlich ausgeſtorben. Das Auto hat

ſie verdrängt. Noch vor 50 Jahren gab es eigentlich nur in Berlin
Droſchken. Jn Frankfurt am Main nannte man, wie in Wien,
die Mietswagen „Fiaker“. Sie ſind aber keine Wiener, ſondern
eine Pariſer Erfindung. Jm Jahre 1650 erhielt der franzöſiſche
Herzog von Roanez von dem Miniſter Colbert die Erlaubnis, in
Paris öffentliche Wagen, d. h. Mietswagen in Verkehr zu bringen.
Der einer Wagenfahrt war auf 5 Sous (20 Pf.) feſtgeſetzt.
Der Wagenbeſitzer mußte ſich aber feierlich verpflichten, „weder
Soldaten, noch Pagen, noch Lakaien, noch Handwerker oder Ar
beiter als Fahrgäſte aufzunehmen“. Es wurde den Kutſchern
geſtattet, die Livree der Stadt Paris zu tragen und das Wappen
von Paris auf den Wagen malen zu laſſen. Große
machten dieſe Droſchken in der erſten Zeit nicht; eines Tages abe
fiel es Ludwig XIV. ein, Frau von Montespan in ſolch einen
Mietswagen ſteigen zu laſſen und perſönlich die Zügel in die Hand
zu nehmen. Von dieſem Tage an wurden die 1ä Wagen
Mode. Der Herzog von Roanez verkaufte ſein Privileg ſchließlich
an einen gewiſſen Sauvage, der den Sitz des Unternehmens nach
einem mit dem Bilde des heiligen Fiagcrius geſchmückten Hauſe
verlegte; aus dieſem Grunde wurde der Mietswagen „Fiaker“

und entließ das

Operette vonwoch, 11 55

Georg Kaiſer, Donnerstag 12.

fahren ffſt.

Montag. 80. Juni (C). Da
in der Geſchäftsſtelle einzu
Gold“ ſt am dem

Ein Gerichtspräſident als Mörder. „Jn meinem Bureau Ken
ich ein türkiſcher Paſcha und habe das Recht, über die mir unter
ſtellten Damen nach Gutdünken zu verfügen.“ Dieſe merkwürdige
Erklärung gab kürzlich Knyaſew, der Präſident des höchſten Sotw
jetgerichts in Woronew, ab, der unter der Anklage ſtand, ſeine
Sekretärin Jrene Argowa, ein bildſchönes Mädchen aus der
Ukraine, erſchoſſen zu haben. Aus der Verhandlung ging hervsr,
daß Knyaſew dem Mdächen die einträglichſten Arbeiten überwies.
in dem Erwarten, daß ſie ſeine Geliebte werden würde. Das
Mädchen wies ſeine Anträge indeſſen ab, erklärte ſich aber bercd.,
ihn zu hetraten, wenn er von ſeiner Frau geſchieden wäre. Tr
Gerichtspräſident weigerte ſich aber, die Bedingung zu erfüllen

Mädchen mit der Erklärung. daß er in ſeinem
Bureau keine weiblichen Perſonen beſchäftigen könne, die er bie
zum Wahnſinn liebe. Auf Anzeige an das lokale Sowjetkomitee
wurde der liebenswürdige Präſident darauf feines Amtes entſest
und die entlaſſene junge Dame wieder angeſtellt. Wütend über
dieſe Amtsentſetzung lauerte Knyaſew dem Mädchen vor dem Ge
richt auf und ſchoß es nieder. Zu ſeiner Verteidigung erklärte er
daß er das Opfer ſeiner wahnſinnigen Liebesleidenſchaft ge
worden ſei. Er hatte zuviel Zuneigung zu feiner Gattin, als
daß er ſich von ihr ſcheiden laſſen wollte, konnte aber andererſeits
auch nicht den Gedanken ertragen, von dem Mädchen zu laſſen, dasß,
wie er naiv behauptete, als ſeine Angeſtellte ſeinen Befehlen z
er n hatte. Er wurde ſchuldig befunden, zu zehn Jahres
inzelhaft und Verluſt ſeiner bürgerlichen Rechte verurteilt.
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i S Schl ichtu ſeneine wertvolle Erru chaft denrbeiter, wertvoller als für den Unternehmer. Am 5. Mai lagen
S die Leitung des Staatsbergbaues zwei verbindlich te

iedsſprüche vor, die für mich bindend ſein mußten. Als am
Mai die Betriebsräte meinen Kommiſſar anriefen und an

fragten, ob ſie nicht ſieben Stunden verfahren könnten, wurde
die Frage vorgelegt, zu welchem Lohnſatz, ob die ſiebente

Stunde gegen Siebenſtundenlohn oder gegen den bisherigen Acht-
ten zuzüglich der 15 Prozent aus dem verbindlich er

ten Schiedsſpruch, arbeiten wollten. Der Betriebsrat ver
a e. (Hört, hört Das war bei unſeren bisherigen Zubußen eine glatte Unmöglichkeit. Wenn es endlich

am 12. Mai zu einer lusſprache zwiſchen den Parteien und der
Reichsregierung kam mit anſchließenden Schlichtungsverhandlun-
gen, ſo darf ich konſtatieren, d meine Kommiſſare das Jhrige
dazu beigetragen und den entſcheidenden Anſtoß gegeben haben.
Leider hat auch der am 15. Mai gefällte Schiedsſpruch den Kon
ftikt nicht beendet. Die preußiſche Staatsregiernng wünſcht aufs
dringendſte im Jntereſſe der beteiligten Arbeiter und der deutſchen
Wirtſchaft, daß der Streit unverzüglich beigelegt wird.
Die rer Staatsregierung hat ihre Dienſte zur Vermittlung
nicht verſagt und erneut bei der Reichsregierung nachdrücklichſt
Vorſtellungen erhoben, um nochmals Verhandlungen herbeizu-
führen. Die am Montag begonnenen Verhandlungen im Reichs
arbeitsminiſterium ſind in erſter Linie auf die Jnitiative des

langte das letztere.

preußiſ Handelsminiſteriums zurückzuführen. (Beifall.)
Nach dem Handelsminiſter ſprach ſich dann der Redner der

r Abg. Martin dafür aus, daß es in demingen an der Ruhr weder Sieger noch Beſiegte gäbe. Abg.
Dr. Pinkerneil von der Deutſchen Volkspartei, der ſo gut
wie allein den Standpunkt der Grubenherren zu verteidigen ſuchte,
etonte, das Rehtsgutachten der fünf Profeſſoren, zu denen auch

Sinzheimer gehöre, ſpreche zugunſten der Auffaſſung der Unker-
nehmer. Der HKommuniſt Sobottka erklärte, es handle ſich
nicht ſo ſehr um die acht-, als um die 8leſtündige Schicht unter
Tage, die àrzwungen werden ſolle.

Genoſſe Limbertz kritiſierte nochmals die kurzſichtige Haltung
des Unternehmertums und zitierte zu dieſem Zweck auch eine
intereſſante Stimme aus der Frankfurter Zeitung“, die darauf
binweiſt, daß ſeit Abbruch des Ruhrkampfes die Grubenherren es
an jeglichem Verſuch zu einer Verſtändigung hätten fehlen laſſen.
Wir wiſſen, betonte er, wie von Tag zu Tag, von Stunde zu
Stunde der Groll in der Bergarbeiterſchaft ſich anhäufte. Die
älteſten Bergleute erklären heute, Iieber Gras freſſen zu wollen,
als nochmals ohne Sicherſtellung ihrer Rechte in die Grube zu
when. Beifall links.)

Nach weiteren Ausführungen, die keine neuen Geſichtspunkte
ergaben, ſchloß die Ausſprache. Der ſozialdemokratiſche
lutrag wurde an den Hauptausſchuß überwieſen, der An-

wrag der Kommuniſten, der die ſofortige Amtsenthebung des preu-
ſiſchen Handelsminiſters und des Reichsarbeitsminiſters forderte,
wurde abgelehnt. Das Haus vertagte ſich auf Dienstag 11 Uhr.

Preußiſche Kabinettsſitzung.
Neue Initiative zur Beilegung des Ruhbrkonilikts.

Unmittelbar nach Schluß der geht politiſchen Ausſprache im
Preußiſchen Landtag über den Konflikt im Ruhrbergban und die
Stellungnahme des preußiſ Handels miniſteriums als Arbeit
geber der ſtaatlichen preufiſe Steinkohlengruben trat das
preußiſche Staatsminiſterium zu einer Kabinetts-
ſitzung zuſammen. Jm Vordergrunde der Erörterungen ſtand
neben der Bereitſtellung von Mitteln über die Beamtenbeſoldung
die Frage der Beſchaffung außerordentlicher Mittel für den
W r Staatsbergban. Nachdem auch das Zentrum und
die Demokraten die Haltung des Handelsminiſteriums im
Vergarbeiterkonflikt einer ſcharfen Kritik unterzogen und ſich
damit nahezu vier l des Landtages auf die Seite der Berg-
arbeiter geſtellt haben, iſt zu erwarten, daß das prenßiſche Kabi
nett alles tun wird, um zuſammen mit dem Reichsarbeitsmini-
ſterinm den verhängnisvollen Konflikt aus der Welt zu ſchaffen.

Eingzelnachrichten über die Lage im Ruhrkampf finden unſere
Leſer wieder in der Beilage.)

Die pommerſche Bismarck-Jugend.
Stettin, 27. Mai. (Eig. Drahtbericht.)

Am Pfingſtſonntag ſoll in NeuStettin ein Landesjugend-
a g der pommerſchen Bismarck Jugend abgehalten werden.
Die Rechtspreſſe rechnet mit etwa 15 000 Teilnehmern, die ſich nicht
nur aus faſciſtiſchen Jugendbündlern, ſondern auch aus anderen
reaktionären Biünden zuſammenſetzen. Das Programm ſieht Ge-
ländeübungen, Flaggenparaden auf dem Ererzierplatz und Fackel-
umzüge vor. Die militariſtiſche Note wird der Veranſtaltung durch
das bereits zugeſagte Erſcheinen des Generalfeldmarſchas a. D.v. Mackenſen, Generalleutnant v. Kramon und Lettow-
Vorbeck gegeben. Wie die „Pommerſche Tagespoſt“ mitteilt, wird
anch der Prinz Oskar v. Preußen an dieſer Heerſchau teilnehmen.

Der Deutſchvöltiſche Wahlverband Pommern hatte für den
n melfahrtstag einen völkiſchen Pommerntag angeſetzt,
dem nach ldungen der bürgerlichen Preſſe Ludendorff und
Graefe teilnehmen ſollten. Dieſe Tagung iſt verboten

werden. Es muß erwartet werden, daß die preußiſche Staats-
gierung ebenfalls den Tag der jugendlichen Hakenkreuzler am
Pfingſtſonntag unterſagt.

Baveriſche RommuniſtenHatz.
München, 27. Mai. (Eig. Drahtbericht.)

Am Sonntag hielt die in Bayern verbotene Kommuniſtiſche Par
ſei einen Parteitag bzw. eine Führerbeſprechung ab. Das war der
Münchener Polizei bekaunt geworden. Trotzdem die Kommuniſten
ihre Zuſammenkunft ſtark geſchützt hatten, gelang es der Polizer,
die Verſammlung zu überaſchen und ſämtliche 62 Teilnehmer ſeſt-
zunechmen. Fünf der Verhafteten waren von außerhalb Baherns,
aus Bayern nach München gekommen, die übrigen waren Mün-

chener. Unter den Verhafteten befinden ſich 6 Frauen, außerdem
die Reichstagsabgg. Buchwald (München), Florian (Köln), Schlecht
(Berlin) ferner als Kurier der KPD.- Zentrale Dr. Frank und die
Landtagsabgeordneten Schlaffer, der Vorſitzende der Landtags-
fraktion, Götz, Buſt und der Parteiſekretär Thumig. t
Unter dem beſchlagnahmten Material war eine Reſolution, die
ſich auf den Boden der Frankfurter Beſchlüſſe der KPD. ſtellt und
die Einigung und Zuſammenfaſſung der Partei mit dem Ziel einer
klaren holſchewiſtiſchen Maſſenpartei begrüßt,

Auftakte zum franzöſiſchen Sozialiſten
kongreß.

Paris, 27. Mai. (Eig. Drahtbericht.)
Eine große Anzahl von Provingzialverbänden der Sozialiſtiſchen

Partei hat ſich am Dienstag in Vorbereitung des außerordent-
lichen Parteitages vom 1. Tr mit der Frage der Beteiligung
an der Regierung befaßt. ür den Eintritt der Sozialiſten in
das Kabinet haben ſich ausgeſprochen die Departements Rhone
(Moutet), Tarn (Paul Boncourt), Herault (Barthe), Bouches
de Rhone (Bouiſſon) und Touloufe, dagegen Var (Renaudel)
und Somme. Auch im SeineDepartement, wo die Diskuſſion be

gegen die beiden rechtsradikalen Aftentatspolitiker

Chormann und Grandel vor den
Berhiner Geſchworenen.

Vor den Geſchworenen des Landgerichts J in Berlin, umter
denen ſich eine Frau befindet, begann am der Prozeß

hormannund Dr. Grandel, die Mitte Januar durch einen gedungenen
Meuchelmörder General v. So eckt beſeitigen kaſſen wollten. Der
Angeklagte Thormann, der im Jahre 1881 geboren iſt, wurde im
Krieg als Landſturmmann zu einer Kraftfahrerabteilung ein
gezogen. Nach kurzer Zeit erlitt er bei einem Sturz hinter der
Front einen Schädelbruch, womit ſeine kriegeriſche Betätigung
beendet war. Jm Jahre 1918 wurde er von ſeiner Frau geſchieden;
nach einem ſeeliſchen Zuſammenbruch beſchloß er, ſeine ganze bis
herige Lebensweiſe um zuſtellen. Zunächſt übexſiedelte er an einen
kleinen Ort an der Oftſee, von wo er aber nach zwei Jahren „in-
folge ewiger Schikanen der Behörden“ nach Süddeutſchland zog.
Da man ihn aber in dieſem „angeblich demokratiſchen Süddeutſch
land“ genau ſo verfolgte wie im Norden, verkaufte er das kleine
Hotel, das er beſaß, und beſchloß, da er „ſein Vaterland ſehr liehte
und ihm dienen wollte“, ſich ganz dem politiſchen Leben zu
uwenden und auf Reiſen die Verhältniſſe und die Stimmung in
eutſchland kennenzulernen. Nach einer Reiſe an den Rhein kam

er nach München, weil, wie er gehört hatte, „das wahre
Deutſchtum dort am wenigſten unterdrückt würde“. (1) Hier lernte
er in nationalſozialiſtiſchen Verſammlungen die Führer der
Rechtsbewegung kennen, trat auch bald offiziell in die Natio-
walſozialiſtiſche Partei ein und nahm ſeine politiſche
Tätigkeit auf. Auch mit Roßbach trat er in Verbindung, außer-
dem mit einem Deutſchamerikaner namens Dr. Janczik, der,
ſchwerreich, ſich in rechtsradikalen Verbänden für die Anknüpfung
von Auslandsverbindungen anbot. Nach einem vorübergehenden
Aufenthalt in Berlin ſiedelte er endgültig nach München über.
Bei ſeiner Ankunft am 23. Oktober 1923 flüſterte ihm bereits am
Bahnhof ein Bekannter zu:

„Es geht los!“
Infolgedeſſen meldete er ſich am 26. Oktober zum Eintritt bei derJechniſchen Abteilung der „ruhmreichen“ Brigade Ehrhardt. Das
Fehlſchlagen des Hitlerputſches am 9. November mit ſeinen
21 Toten habe ihn ſchwer erſchüttert. Da „die begeiſterten jungen
Leute leider nichts zu eſſen“ hatten, erhielt er die Erlaubnis, u
ihrer Verpflogung eine Mannſchaftsküche zu gründen. Ohne einenPfennig Geld brachte er bis zum 15. Dezember bei den nieder
bayeriſchen Bauern die Lebensmittel für 15 000 Man
ſchaftsſpeiſungen auf, die er mit zwei Laſtantomobilen nach Mün-
chen ſchaffte.

Jm Laufe ſeiner weiteren politiſchen Betätigung will er dann
den Deutſchamerikaner Janczik als

Spitzel einer „Berliner Cligque“
entilarvt haben. Selbſt bayeriſche Gerichte haben dieſen Spitzel
jedoch nicht verurteilt. Die Bekanntſchaft Thormanns mit dieſem
Dr. Janczik iſt doshalb von Bedeutung, weil er durch dieſen den
Sekretär der Deutſchvölkiſchen Freiheitspartei in Berlin, von
Tettenborn, kennengelernt hatte, der bekanntlich mit Thor-
mann auf den Attentatsvlan einging, die Sache aber dem Reichs
lommiſſar für öffentliche Sicherheit meldete und damit die Atten-
täter der Polizei auslieferte. Thormanns Beweisführung geht
indeſſen von Anfang an dahin, v. Tettenborn als Spitzel hin-
zuſtellen, der ſelbſt den Mordplan gegen Sceeckt ausgearbeitet babe,
um ihn, Thormann, hereinzulegen. Thormann will alſo einfach
den Spieß umdrehen.

Nachdem er in München beim Novemberputſch mit anſehen
mußte, wie „von der Polizei und der Reichswehr in roher Weiſe
cuf die lachende nationale Jugend uard das harmloſe Volk ein-
geſchlagen wurde“, und nachdem er in einem Hansflur „ſieben
ſchwarze Jeſuiten ſtehen ſah, die offenbar die Fäden in
der Hand hielten“, ſiedelte er am 17. Dezember wieder nach Berlin
jiber, um ſich, „da eine Staatsumſtellung nicht mehr zu erwarten
war“, eine andere Poſition zu ſchaffen. Am 3. Januar 1924 be-
ſuchte er hier das Bureau der Deutſchvölfiſchen Freiheitspartei,
von deren Sekfretär v. Tettenborn er wußte, daß er in der Roßbach-
Affäre „eine unſaubere Rolle“ geſpielt hat. Jn der Unterhaltung

Der Prozeß gegen die SeecktFttentäter.
habe ihm Tettenborn General

v. Seeckt als den „Untergang des nativnalen Dentſchlands“
bezeichnet. Auf die Frage des Vorſitzenden, wie es komme, daß
ein Mann wie Tettenborn, gegen den Thormann immer wieder
den Vorwurf der Spitzelei erhebt, einen Vertrauenspoſten als
Sefretär der Deutſchvölkiſchen Partei bekleide, erklärte der An
geklagte: „Unſere nationalen Verbände ſind alſe durch Spitzel zer
ſetzt, und Tettenborn, der Halbjude, iſt der Erzſpitzel.“ Er. Thor
mann, habe nicht das geringſte mit dem Attentat gegen Seeckt zu
tun; alle Schuld liege bei Tettenborn, den zu entlarven ſein
einziges Beſtreben und ſeine Aufgabe in Berlin war. Dem
„Halunken“, dem „Lauſebengel“ Tettenborn wollte er die Masſe
herunterreißen. Denn am 9. Jannar ſagte dieſer zu ihm im
Café Joſty: „Hätte ich mehr Geld, dann wäre General v. Seeckt
nicht mehr am Leben.“ Dem Geldmangel half Thormann ab; er
legte v. Tettenborn ſofort 20 Dollar auf den Tiſch.

Jn jenen Tagen, da der Angeklagte Thormann den „Spi
Tettenborn entlarven wollte, traf er zufällig in du
Mitangeklagten Dr. Grandel, der ihm ven München her a
vater ländiſcher Mann bekannt war. Dieſen will er ſo
fort über ſeine beabſichtigte Spitzelentlarvung unterrichtet haben.
Thormann giet dann folgende Schiſderung des Verlaufs der
Attentatsgeſchichte: Jm Reichstag ſtellte ihm v. Tettenborn einen
gewiſſen Schumacher vor, der den

Mord gegen Bezahlung
ausführen ſollte. Sie gingen zuſammen zum Keichsweahr-
miniſterium, wo ihnen v. Tettenborn die Oertlichfeiten er-
klärte. Am Nachmittog desſelben Tages verlangte v. Tettenborn
50 Dollar zur Anſchafſung einer Reithoſe und von Gamaſchen
für den Attentäter. Am nächſten Morgen, an dem das Attentat
zur Ausführung kommen ſollte, kam Schumacher im Auto an und
verlangte zunächſt eine Bezahlung. Thormann gab ihm auch
das verlangte Geld. An die Ausführung des Attentats habe er
ger nicht geglaubt. Eine Stunde ſpäter traf er ſich im Café mit
Tettenhorn und deſſen Franu, und dabei erfolgte die Verhaftung.

Auf die Frage des Vorſitzenden, ob der Angeklagte kein un
ehrliches Spiel getrieben habe, erklärie dieſer: „Wenn Sie wiüißten,
was in den letzten 1 Jahren in den dentſchvölkiſchen Verbänden
zuſammengeſprochen worden iſt! Wenn das in die Tat umgeſetzt
worden wäre, dann würde in Deutſchland und Frankreich fein
Stein mehr auf dem andern ſich befinden.“ Auf die Frage des
Vorſitzenden, was er getan hätte, wenn er zu ſeinem Ziel, zur
Enilarvung Tettenborns, gekeohönmen wäre, erwiderte Thormann:
„Dann hätle ich mich mit Wulle und Henning in Verbindung
geſetzt und General Ludendorff von dem Vorfall benach
richtigt. Ludendorff hat ein allgemeines Jntereſſe daran, zu er-
ſahren, was für Verräter in den völkiſchen Reihen ſitzen.“ Den
Widerſpruch zwiſchen ſeiner jetzigen Ausſage vor Gericht und der
protofollariſchen Vernehmung vor dem Unterfuchungsrichter. wo
er offen

zugegeben, einen Mord verabredet zu haben,
kann der Angeklagte nicht aufklären.

Der zweite Angeklagte, Dr. Grandel, kam durch Hitler in
die politiſche Bewegung der Völkiſchen, die er jedoch nur als eine
„Kulturbewegung“ auffaßte. Als ſie machtpolitiſch wurde, hat
er ſich wieder zurückgezogen. Er gehöre keiner Parteci, keinem Ge
heimbund an. Sein Programm ſei: Familie, Heimat, Vater
land. Auf Empfehlung von Juſtizrat CIaaß machte Grandel
dem Staatsfkommiſſar v. Kahr währungs politiſche Vor-
ſchläge. Dieſer hatte allerdings nicht den Mut, ſie durch
zuführen. Thormann habe ihm angedeutet, daß v. Tettenborn,
der ſchon manche wagehalſige Sache gemacht habe, etwas gegen
v. Seeckt plane. Er habe das zwar als Renommiſter ei auf-
gefaßt, aber doch daraus entnommen, daß ein Plan beſtand, Seeckt
zu töten. Aus menſchlichem Jntereſſe und qus dem Beſtreben,
Deutſchvölkiſche und Alldentſche zuſammenzubringen, ſei er der
Bitte Thormanns, ihm als erfaghrenerer Mann hei der Aufklärung
des Vorhabens v. Tettenborns behilflich zu ſein, nachgekommen.
Er wollte den Mann ſich anſehen, um zu prüfen, ob es nicht viel-
leicht ein Horhſtapler ſei.

Da der Angeflagte Dr. Grandel einen Anfall von Herz-
ſchwäche bekam, wurde die Verhandlung auf Dienstag vor
miltag vertagt.

Wirtſchaftspolitik.

Der Deviſenmarkt.
Auf dem Deviſenmarkt ſetzte ſich am Montag die günſtige Ent-

wicklung der verfloſſenen Woche fort. Repartiert wurden nur noch
Holländ, England und Amerikg, und zwar wurden auf Amſterdam
10 und auf London bzw. Neuyork 3 Prozent zugeteilt.

Wir erwarten von dieſer guten Entwicklung Abkehr von der
Disparitäts bzw. Repartierungsklauſel in kürzeſter Zeit. Das
Reichskabinett hat ſich jetzt ſchon für die Unzuläſſigkeit der Dis-
paritätsklauſel erklärt, dagegen kann die Repartierungsklauſel in
erforderlichen Fällen auf den Teil des Preiſes zur Anwendung
kommen, der zur Rohſtoffbeſchaffung erforderlich iſt. Für die
Höhe dieſes Teiles ſind gegenſeitige Verhandlungen bzw. An-
rufung eines Schieds- und Kartellgerichts vorgeſehen.

Die Mark in Neuyork.
Markbewertung in der Neuyorker Schluß. und Nachbörſe

2338 Geld, 231 Brief. Dollarpariät 4,25 Villivnen.

Preisabbau auf dem Eiſenmarkt.
Auf dem Eiſenmarkt hat ein nicht unerheblicher Preisabhau ein-

geſetzt. Stabeiſen, das ſich bis vor furzem noch mit 170 M. hielt,
erlebte eine Reduzierung von 20 bis 25 Prozent. Die meiſten
übrigen Sorten haben ſich der Bewegung angeſchloſſen. Trotzdem
iſt das Geſchäft ſchlecht und unſicher bei ſtarker aus-
ländiſcher Konkurrenz, die vor allem billiger liefert. So
wird z. B. belgiſches Stabeiſen noch unter deutſchem Preis an-
geboten.

Während ſich ſo das Ausfuhrgeſchäft in der Weſtindnuſtrie
ſchlechter geſtaltet, ſetzte in der halliſchen Maſchinen
induſtrie eine Belebung ein. Jn großen Et. ibliſſements, die
ſeit langem ſchlechten Geſchäftsgang hatten, wird wieder voll ge
axbeitet. Jnwieweit dieſe Exſcheinung in der halliſchen Wirtſchaft
Ergebnis unſerer Exporipolitik iſt und in welchem Maße ihr all-
gemeine Bedeutung zukommt, muß abgewartet werden.

Aus aller Weit.
Ein altrömiſcher Keller entdeckt. Jm Süden von Trier wurde

ein römiſcher Keller von 4 Meter Breite und 6 Meter Länge ent
deckt, der 515 Meter unter dem heutigen Straßennivean liegt.
Die Steintreppe und der torbogenartige Eingang wurden eben-
falls freigelegt. Von einem danebenliegenden Wohnhaus wurde
eine Zimmerwand aufgefunden, auf deren Verputz allerlei Figuren
gemalt ſind.

Schweres Automobilunglück. Aus MünchenGladbach wird ge
meldet: Jn Kaldenkirchen ſchlug geſtern ein mit Ausflüghern be-ſonders lebhaft war, iſt die Mehrheit gee die Beteiligung an

einer Koakttionsregierung. Endgültige Abſtimmung
wurde jedoch auf nächſten Donnerstag vertagt.

ſetztes Laſtauto um. Vier Perſonen wurden getötet, zwei ſchwer
verletzt.

Bootsungiück bei Stettin
Stettin, 27. Mai.

Nahdem erſt vor wenigen Tagen hier ein Boot gekentert war,
wobei zwei junge Mädchen den Tod fanden, ereignete ſich am
Sonntag ein neuer ſchwerer Bootsunfall. Der 17jährige Maler
lehrling Litſchke aus Berlin und der 19jährige Höchſt aus Stettin

Boo! zum Schaukeln brachten, am Oderdunzigkanal. Beide fanden
den Tod in den Fluten.

Die Rattenkönigin.
Ein unglaublicher Vorfall erregt in Graz großes Aufſehen.

Die etwa 50jährige Maſchinenſtrickerin Aurelia Meyer be-
wohnt in der Burggaſſe eine geräumige Wohnung. Die Frau galt
von jeher als ein Sonderling. Sie pflegte nur wenig Verkehr,
war als geizig bekannt und ſchloß ſich gern von der Außenwelt
ab. Seit einigen Monaten aber war ihre Wohnung feſt ver-
ſchloſſen und niemandem aus der Nachbarſchaft gelang es, Zutritt
zu der Wohnung zu erhalten. Vor etwa 14 Tagen merkte die
Nachbarſchaft, daß aus der Wohnung ein beſtialiſcher Geſtank
drang. Man verſtändigte die Polizei; ſie ſuchte in die Wohnung
einzudringen. Frau Aurelia Meyer erklärte hinter der ver
ſchloſſenen Wohnungstür, daß ſie freiwillig niemandem den Ein
tritt gewähre. Schließlich erzwang ſich die Polizei den Eintritt,
und es ſtellte ſich heraus, daß die Wohnungsinhaberin eine Ratten-
züchterei angelegt habe. Ein geradezu grauenhafter Anblick bot
ſich den Polizeibeamten. Die Möbel, die Kleiber, Bücher und
ſonſtige Gegenſtände waren zum größten Teil von den Ratten
aufgefreſſen worden. Jn allen Reſten von Schränken, Möbel
ſtücen, auf den Fenſterbänken, kurzum überall fanden ſich Ratten
in unzähligen Mengen. Die Züchterin hatte den Unrat der Ratten
in 10 Kiſten geſammelt und dieſe in einem zweiten Zimmer ihrer
Wohnung aufgeſtellt. Einige weitere Kiſten, die dort wegen Raum
mangels nicht mehr unkerzubringen waren, hatte ſie nachts un
bemerkt auf den Dachboden geſchafft. Die Polizei nahm die
Räumung der Wohnung mit Hilfe pon Angeſtellten der Des
infektionsanſtalt vor. Etwa eine Woche lang wurden täglich etwa
50 Ratten gefangen und mittels Leuchtgaſes vergiftet. Die
Rattenfänger mußten ihre Tätigkeit wiederholt unterbrechen, da
der Geſtank einen längeren Aufenthalt in den Räumen unmöglich
machte.

Man ließ die „Züchterin“ auf ihren Geiſteszuſtand unkerſuchen
aber die Aerzte erklären ſie für normal. Für ihr Treiben gibt
es kein anderes Motiv als die reine Lichhaberei. Jn Graz wurd.
vielfach die Anſicht geäußert, daß die Frau die Zucht möglicher:
weife wegen der Felle betrieben habe, doch ſind dafür keinerle,
Beweiſe vorhanden. Sie erklärt, daß ſie, ſowie ſie von der Polize.
wieder unbehelligt ſei, ſich von neuem Ratten zulegen werde.

Liebesdramg in Werder. Jn der Stadt der märkiſchen Obſt
blüte ſpielte ſich geſtern eine Tragödie ab, der zwei Menſchenleber
zum Opfer fielen. Der 24jährige Arbeiter Olto Tennius ge
riet mit ſeiner 19jährigen Braut Erna Stoß in eine Aus
einanderſetzung, in deren Verlauf er einen Revolver 4 und dai
ſunge Mädchen niederſchoß. Dann richtete er die Waffe geger
ſich ſelbſt. Als ihm ſeine Mutter, die den Vorfall mit angefeher
hatte, den Revolver entreißen wohlte, ſtürzte er ſich in die Havel
Seine Leiche konnte geborgen werden.

unternahmen eine BVootsfahrt und fenterten, als ſie mutwillig das

e
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Herren Ulster und

Damen Gummi Gabar dine und Loden Mäntel unentbehrlich für die Reise

Paletfofs Mk. 45, bis 125,
Herren-Jacheft- und Sporft-Anzüqe Mk. 39, bis 125,
Herren Gummi- und Loden Mäntel Mk. 24, bis 80,

Mark 36, 45, 55, 65,
Kinder Anzüge
Knaben -Anzüu f.
Jünglings- Anzüge.

Halle a. d. S., Grosse Ulrichstrasse 1920.

75,
Mk. 8, bis 25,
Mk. 15, bis 40,
Mk. 30, bis 65,

Breeches, gegtreifte Hosen, Leibchen- und Knie Hosen, Lüster-Joppen, Loden-Joppen, Wasch-Joppen, Wasch- Hosen und Westen

Herren -HModeartikel, Wäsche, Hüte, Mützen, Ledergürtel, Rucksäcke etc.
aniiiiiinnn Unsere Preise sind in Anbetracht der hohen Qualitäten äußerst niedrig. winnen

m depols DunkKerDas führende Bekleidungshaus,

t 4

Steppdecken
Daunen- Decken

Kinder -Steppdecken

Reform- Leibdecken

Rosshaar- Kissen

nur gute Qualitäten zu Sussersten
Prelsen

Weddy-Päplcke à Steciner I. ſ.

Halle a. 8., Leipziger Str. 6, Tol, 6292

Ferelns-Kulender

Freien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine
owie der ſozialiſtiſchen Frauen- Zuſammen

künfte im Bezirk Halle- Merſeburg.
Sekretariat der VSPD. Halle (Saale), Harz 42/44

ofgebäude, 2 Treppen. Fernruf 1029.
Ortsbureagau daſelbi Fernruf 1029).

Die Veröffentlichungen der VSPD. im Bereinskalender
erfolgen, wenn nicht koſtenlos, gegen beſondere Ver s
einbarung die aller anderen Vereine zum jeweiligen
Milimeterpreiſe zweiſpaltig abzüglich 500/0 Rabatt.
Oeffentliche Veranſtaltungen werden nur außerhalb
x des Vereinskalenders bekanntgegeben.

“WJ[w

Arbeiter Wohlfahrts Ausſchuß. Freitag. den
30. Mail abends s Uhr. in Gewerkſchaftshaus. Wich
tige Tagezordnung! Neue Mitarbetter werben

Jungfozialiſten. Mittwoch, pünktlich s Uhr, im
Heim, Weidenplan Beginn der neuen Arbeitsgemein-
chaft über das Görlttzer Programm.

„Freier Sängerchor“ Halle a. S. Donnerstag
(Himmelfahrt) früh 7 Uhr treffen an Café Dietze zum
Heideausflug. Freitag abend 8 Uhr treffen ſich alle
Sänger am Ranntſchen Platz zum Pflichtſtändchen
Anſchließend Uebungsſtunde im Vereinslokal. Es darf
kein Sänger fehlen. Der Vorſtand.

„Naturfreunde“. Heute, Gruppenabende: Mitte
Wichtige Beſprechung, “/28 Uhr, Weidenplan Nord:
Zeichenſaal, Wittekindſchule: Süd: Abendwanderun
28 Uhr. Jugendherberge Mittwoch Jugend-
ruppe: /28 Uhr, Laurentiusſtr.: Gemeinſame Zu-Purerentunſt Himmelfahrt: Einweihung der Ju

gendherberge, Treffpunkt 9 Uhr Moritzburg. Frei-
tag: Fortſetzung der Mitaltederperſammlung, 8 Uhr,
Solkspark, Zimmer 7 Gleichzeitig Zablabend der Ge-
noſſenſchaft). Beiträge zahlen! Zwermonatlicher
Rückſtand bedingt Ausſchluß. Vorher: 7 Uhr, Sitzung
der Ortsgruppenleitung. Muſikgruppe fällt aus
Pfingſien. Mitteldeutſches Naturfreundetreffen in
Magdeburg. Einweihung des neuen Ferienheims
bei Altenburg (Anmelden).

Aus dem Bezirk
SAJ. Dienstag, den 27. Mai: VortragRerſebur des Jene Sell über perſönliche Er

lebniſſe in Afrika. Gäſte willkommen. Der Vorſtand.
Reichsbanner Schwarz-Rot- Gold (Bund der

republit. Kriegsteilnehmer). Mittwoch, den 28 Mai:
abends 8 Uhr, im Reſtaurant „Hohenzollern“, Teich-
ſtraße: Verſammlung. Tagesordnung Gründung
einer Ort sgruppe. Gäſte können durch Mitglieder ein

geführt werden 7568Lö Mittwoch, den 28. Mai, obends 7 Uhr,neu. eim Genoſſen Ece: Sehr wichtige Sitzung
ſjämtlicher Funktionäre. Keiner darf fehlen.

Mansfelder Lande.
Eisl be Freier Männercher. Abe Mitgliedert l. ſeien nochmals auf unſere am Himmelfahrts
tage ſtaitfindende Herrenpartie aufmerkſam gemacht.
Der Abmarſch iſt früh 7 Uhr. Treffpunkt: Gärtnerei
von Heſſe, kl. Landwehr. Der Vorſtand.

Donnerstag, den 29. Mai (Himmelfahrt)Gerbſtedt. nachmittags 4Uhr, in Heſſe's Reſtauration:

Verſammlung. Der Wichtigkeit halber Erſcheinen ſämt
icher Genoſſen notwendig

Jentralbibliothek Halle
Burgſtraße 27 (Volkspark).

Geöffne. Dienstag u. Donnerstag
abends d is 8 Uhr. Bücherverzeichniſſe
zu haben in der Volksbuchbdl., Harz 4244

reee2Evorspars J

3. Volkskonzert,
ausgelührt vom Witlekind-Orchbesler.

7569

V c
Kauft nur in den(usft Uen! Geſchäften, welche
bei uns inſerierer.

Stadt Theater.

Mittwoch. adends 7*/, Udr:

DerVetter aus Dinosda

Donnerstag:

per Haiiing
Volkspark

Burgſtraße 27.
Das eigene Heim

der

Deutscher Motallarbeiterverbano

Verwaltung Halle Harz 42/44.
Mittwoch. den 28. Mai 1924, pünktlich abends 8 Uhr,

1. Der Abſchluß unſerer Lohnbewegung und Stellung-
nahme zu den neuen Forderungen.

im „Volkspark“ (Reſtaurationsſaah:

Mitglieder Verxammlune
Tagesordnung

2. Erſatzwahl zur Ortsverwaltung.
3. Verbands Angelegendgeiten.

Ohne Mitgliedsbuch kein Eintritt
Zahlreiches Erſcheinen wird erwartet.

Wilh. Kranig,
Neue Promenade 15

Auf

kreclt
betberüge

bettücher

Barchenthemden

kinzatzhemden

handtücher

Schürzen

bei
Paul Schaude—

Bechershof 6
(am Markt)

NMetaullbetten

Stahlmatratzen, Kin-
derbett. dir. an Priv.
Kat. 27 E frei. 7288
klsenmödelabrſk Subi (Th.)

Vollsblatt-

bilderböcher

Jugendschriften

Märchenböcher

7562

EiN BEITRAC ZUR CGESCHICHTE
0EUTSCHILANDS UNd dER

REPARATIONSFRACE
Von 19201924

2

olköblatt-Buchbandlung, Halle a. S, nur Gr. Drichstr. 27.

Jalfvch Arhejte— 7566 Die Ortsverwaltung.
7682 Alle Drucksachen

Dölau liefert die
3 y Hallesche Benossen-Grwfhah zu Dölauer Heiden henen

Empfeble zu Ausflügen,ſſ Abrohlung! auch Nachtausflügen, meinen P

ich e v es wern Cre Gutgepflegtes FreybergBier w. 7
Manufakturwaren Hochachtungsvoll n ieſer ZeitungKlelderſtoffe G. Dierscehke und Frau hGardinen C mmLeib und Bettwäſche

chuhwaren uſw.

Carl Rausemann
Ane Promenade 351 CU RT 6 EVER

an der Hauptpoſt

men
7049

Sohlleder-
Ausschnitt

7446 bei

DRE
VERDERBER

DEUTSCHIANDS

J. H. W. DIETZ NE.
BERLIN

a Ganzleinen 4, Mk., brosch. 2,50 Mk.

b o a e h e n d o r e h

Bevor Sie Ihren Hut kaufen
beachten Sie meine Schaufenſter Enorm billige Preiſe

Aresdner ötroh und Slhhut- Lage

Kuhgasse 6 Nähe Markt
Buchhandlung Werbt neue Leſer!:

Am 1. Juni verkehrt ein Verwaltungs-
Sonderzug zu ermäßigten Fahrpreiſen
nach Eiſenach:

Vorm. Nachm.ab 599 alle an 1123
52 erſeburg 112
5*Leunag 105an 87 öttſtedt ab 87
900 ſenach S

Halle 3. Klaſſe 10,00 WMk., 4. Klaſſe 7,60 Mk.
und von Merſeburg 3. Klaſſe 920 Mk.,
4. Klaſſe 6,10 Mk. Fahrkartenverkauf vom
28. Mai an bei den Fahrkartenausgaben
in Halle, Merſeburg und Leuna.

Halle (Saale), den 26. Mai 1924.
Reichsbahndirektion.

ugverkehr der Kytfhäuser Kleinhahn

Himmelfahrt wie Sonntags: Jm Fahr
plan vom 1. Juni 1924.

Pfingſten: Fahrplanmäßig, außerdem ein
Sonderzug am 1. Feiertage 6 Uhr vorm.
ab ArternWeſt nach Kelbra. 7564

279 Mit meinem
Werkſtempel

T

333 585 750 oder
4 900 geſtempelte

maſſiv goldene
Verlohbungsringe
in denkbar größter Auswahl, das

Stück von 4 bis 40 Goldmark

duwelſer TIttel
Traurine- Ecke

W Die ſchönſten und billigſten

KRao S e
liefert in Schock und einzeln

Thilo Wieland
Graſeweg 8.

Sommersprocren weg!
Leidensgefährtinnen teile unentgeltlich mit
auf welch einfache Weiſe ich meine Sommer-
ſproſſen oänzlich beſeitigte. 7086
Frau Ensodelh Ehrlich, Frankfurt a. M. 434, SchlHeßlach A7.

lapdarheſterinnen
für nähere und weitere Umgebung Halles

geſucht durch
Arbelts- u. Berufsamt der Stadt Halle

7437

Fahrpreis für Hin- und Rückfahrt von

Mousseline
Voiles, Dirndel Zephir

reizende Karos in grosser Auswahl

Kieler Drell Blaudruck s

Wasch- Stoffe
cuvovoouuDdDouDokoDdccGDE
Grosses Lager preiswerter Neuhbeite

Frottés

land
gewebte

Jrachtenstoffe

7560

Wedäy-Pönlche à Steckner I.

Halle a. 8, Leipziger Str, 6, Tel. 6297

Alle Arten Schuihücher

empfiehlt
Volkshb latt-Buchha nölung
Hall a. S., nur Gr. Ulrichstr. 27.

t o lgen s n
Verpflegung für

B

Salzarafenſtraße 2 7570

rer

OSTASIE M
AuSTRALIEN
mr Personen und Fraohtverkehr

m O ampfsra.Anerkannt Vorzügliohe Unterbringung und
eiseonde aller Klassen.

faeisegenaäck Verafcherungo
NMahere Auskunft durohNORDDEUTSCHER

d EN-s o ine Vaetretungon
in Halle a. S. Lloyd-Reisebureau
L. Schönlfecht, Posistraße Stadt Hamburo)

Tuverl. Pervon acht- und Viehhofe
Bericht der Fleiſchpreis-Notierungstommiſſion am ſtadt.

Bezahlt wurden am Montag, dem 26. Mai 1924.

für leichte, ſaubere FArbeit evtl in der n

eigenen W n Für 50 ko Fleiſchgewichtfür dauernd. bei gu höchſt miedrigſterſ häufigſten GefrierVerdienſt geſucht. Gattun o Vreie r n ſei
Paul Landscheld, Jn GoldmarkGelſenkirchen.

e 33 73 30 68 46 40ullen J 65 55 60Halt! Kühe 73 45 68Kleine Anzeigen Jungrinder 63 55 60
e Ken Ceire Maſtkälber

wie auf un S 3 JAngebote, Vermietungen Saugkälber 9 70 55 70
Unter ten in Mira undVereinsnachrichten uſw. fin Maſthammel 7 70 7den hier ſtets ihren Erfofe Schafe 668 50 60

Schweine einſchließl.

d nnnn Mittel u. Geſchlinge 64 60 63

LACHEN LI
S M. T Z. B. L D. D. E R R E B. P L AKAPreis 25 Pfg. Zu beziehen durch die Volksblatt- Buchhandlung nur Große Ulrichstraße 27

l VM ordsfr
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 27. Mai 1024.

Unterbezirk I, Halle Saalkreis.
Agitationsbezirk Norden.

Am Donnerstag, dem 29. Mai (Himmelfahrt), mittags
2 Uhr, findet für den nördlichen Agttationsbezirk des Saalkreiſes
Könnern im „Schützenhaus“ eine

Agitationskonferenz
att.

Tagesordnung
„Der Kampf iſt vorüber es lebe der Kampf!“
(Referent: Genoſſe Georg Petersdorff.)

An dieſer Konferenz müſſen alle Genoſſen des Nordbezixks teil
hmen, auch die Genoſſen von Alsleben, Gnölbzig und Nelben

ind freundlichſt eingeladen. Der Unterbezirksvorſtand.

Die hetze gegen die Schulreform.
Es iſt nicht von ungefähr, daß etwa ſeit Oſtern in führenden

ürgerlichen Blättern eine Hetze gegen die Volksſchule einfetzt, ſo
veit es ſich um ihre Umwandlung zur Arbeitsſchule handelt. Es
zßt ſich damit nett Stimmenfang, namentlich bei den
wahlen zum Elternbeirat, treiben. Diesmal geht der
orſtoß vom Freiſtaat Sachſen aus, da dort der Gedanke der Ar

eitsſchule weit mehr verbreitet und in die Tat umgeſetzt worden
t als zum Beiſpiel in Preußen. Ausgerechnet die „Leipziger
eueſten Nachrichten“ gaben ſich dazu her, ein Muſterbeiſpiel für
en Mißerfolg der neuzeitlichen Unterrichtsweiſe vorzuführen.
Natürlich durfte der „Fochmann“ nicht fehlen, um den Brei recht
hmackhaft anzurühren. Die von der ſächſiſchen Lehrerſchaft ſofort

geſtellten Nachforſchungen über. dieſen Fall haben ergeben, daß
die Angaben der Zeitung und damit die Schlußfolgerungen des
Fachmannes“ nicht den Tatſachen entſprechen. Aber was tut das?

Der Schmutzkübel iſt entleert und ein bißchen haftet doch irgendwo.
In gewiſſen Abſtänden folgen weitere, und der Flecken iſt bald ſo
zroß, daß alle Gegner des neuen Geiſtes im Schulleben ihre
Rordsfreude daran haben und anderswo das gleiche Verfahren
einſchlagen. Schon geht die ſchulpolitiſche Arbeitsgemeinſchaft der
Deutſchen Volkspartei, Ortsgruppe Magdeburg, bei den Kreis-
lehrerrat en zum Angriff vor und bekämpft „alle radikalen
pädagogiſchen Beſtrebungen, die geeignet ſind, nur Unruhe in die
e Entwicklung unſerer Volksſchule zu tragen und dieſe da-
dur e angen men v.
Von ſolchen gängen müſſen die Eltern unſerer Volksſchul-

unterrichtet werden und wiſſen, daß hinter dem allen die
reſſengruppe der Jnduſtrie und gewiſſer Gelehrten und Be

amtenkreiſe ſteht. Hier herrſcht nicht etwa die Beſorgnis, daß
unſere t r ſondern daß ſie zuviel lernt.Es ſtellt ſich nämlich heraus, daß die ſogenannte Arbeitsſchule mehr
Wert auf die Erfaſſung der Zuſammenhänge der Dinge legt, als
auf ein bloßes Wiſſen von ihnen. Auf dieſe Weiſe kommt unſer
Nachtvuchs dazu, jenen Kreiſen etwas tiefer in die Karten gucken

können als bisher. Betriebsräte, die die Machenſchaften der
rikleitung durchſchauen, Leiter freier Bildungsſtätten, be

fahigte Regierungsbeamte ohne Prüfungspatent entwachſen dieſer

unter ſich, wie es ihnen erwünſcht erſcheint. Sie anerkennen eine
„Volksgeme

Das

i Darum, JhrEltern, ſeht Euch die Liſten zu den Elternbeiratswahlen genau
g. d wulfortfchritt liegt Eures Kindes

Deutſchnationale unter ſich.
T Siehe, wie fein und lieblich iſt es

ung des bekannten Spießerſprüchleins kann man ſich
ie wird aufs trefflichſte illuſtriert durch die brüder-

Auseinanderſetzu die die beiden rechtsgerichtetendie vo lleſche Zeitung und die „All
emeine“, ſeit einigen Tagen miteinander pflegen. Den An-

gab das u von uns gebrachte Duell zwiſchen der „All-
gemeinen und Herrn Jarres, wobei letzterer ſeinem Blatt
eine gewaltige Ohrfeige verabreichte. Gewiſſe pikante Einzelheiten
ſpornten Herrn Adolf Lindemann, den politiſchen Redakteur
der „Halleſchen Zeitung“, an, die Zuſtände bei der „gleichfalls“
deut len „Allgemeinen“ offen als „Korruption“ zu be
zeichnen, den Redakteur verblümt als „Schmok“ zu bezeichnen und
u e daß jeder anſtändige Journaliſt und Politiker vonPage Leuten

abrücke.
(Zu deutſch: Hätteſt du doch

Denn die „Mitteldeutſche“ teilt

eitung“?“
Le
3

Erde und das Laſter hat zuweilen ſich mit Roſenöl gewaſchen.“

S in der Rolle des partei politiſchen Tugend-wäch ters gegenüberzutreten, muß man annehmen, daß Sie
nicht können ſchreiben rechts und ſchreiben links“.“ Nachdem
man den ſtreitbar völkiſchen Adolf derart abgeſchlachtet hat, daß
er dumpf röchelnd am Boden liegt, kommt das „reine“ Geſchäft
an die Reihe. Die Promenadentante ſchreibt nämlich weiter:
Die „Halleſche Zeitung“ hat vor nicht allzu langer Zeit unſere
zAllgemeine Zeitung“ als ein „auch nationgles“ Blatt bezeichnet,
weil ſie ein Referat über die Gedenkfeier für die gefallenen jüdi-
hen Frontſoldaten gebracht hat. Da uns die „Halleſche Zeitung

er geiſtig noch materiell imponierte, ſo haben wir damals
grauf verzichtet, ihr zu antworten. Da ſie nun aber fort

fährt, ſich als der „wahre Jakob aller Deutſchen aufzuſpielen
d dabei in Beziehung auf uns von „Korruption“ ſpricht, ſo ſehen

wir uns veranlaßt, ihr folgendes in Erinnerung zu bringen: Jn
einem Prozeſſe, den der Rechtsanwalt Müller vor etwa 2 Jahren
mit der „Halleſchen Zeitung führte, hat der Kläger die Beweiſe
vorgelegt, daß die Halleſche Zeitung“ ſich verpflichtet hatte, An
griffe auf die Juden als ſolche in Zukunft zuunterlaſſen, woraus die Juden dann „die Konſequenzen,
wie beſprochen,“ ziehen würden. Dieſe beſprochenen „Konſequen-
zen ſollten Jnſeratenaufträge der halliſchen jüdiſchen Geſchäfts
welt für die „Halleſche Zeitung“ ſein. Weiter: Während des ver
kloſſenen Reichstagswahlkampfes hat der Verein zur Abwehr des

nur Volksſchule und laſſen die Herren von einſt nicht mehr ſo 5

Zweſtes Blatt.

Antiſemitismus in hieſigen
das ſich gegen deutſchv

eitungen ein Jnſerat veröffentlicht,
lkiſche Angriffe wehrte. Der„Halleſchen Zeitung“ wurde dieſes Jnſerat nicht gegeben. Es

handelte ſich um eine halbe Seite, alſo um ein Geidobjekt, groß
genug, um die Halleſche Zeitung“ zu veranlaſſen, ſich an den
Vorſitzenden des Ortsvereins zur Abwehr des Antiſemitismus mit
der Bitte zu wenden, ihr dieſes Jnſerat doch auch zu geben, weil
ſie ſich ſonſt zurückgeſetzt fühle. Die Juden haben es für würdiger
gehalten, das Geſuch der „Halleſchen Zeitung' abzulehnen.“

„Soweit die „Allgemeine“. Wir aber können beiden Trägern der
völkiſchvolksparteilichen Konkurrenten zu ihren geſchäftstüchtigen
Redakteuren und Mitarbeitern nur herzlichſt gratulieren. Der
von ihnen in der gleichen Nummer als „tollwütig“ befehdete
„Klaſſenkampf“ verblaßt davor; bei der Tonart kann er nicht
mit!! Auch wir laſſen die unbuß fertigen Sünder unter ſich, denn:

Welcher recht hat, weiß ich nicht,
Doch es will mich ſchier bedünken,
Daß der Rabbi und der Mönch,
Daß ſie alle beide ſtinken!

Das Fallbeil.
Wir leben in einer bewegten Zeit. Ueberall grüni und blüh:

es. Wir leben jedoch in der Zeit der Frühlingsgewitter, und aus
ſchwarzer Wolke fährt zündend der Blitz nieder. Auch die alte
kernige Eiche Schumann, weiland „Klaſſenkampf“-Redakteur
und Abgeordneter, iſt vom Blitz der ſtrafenden Zentralgötter
plötzlich niedergeſchmettert worden. Ob unſerer dahing:henden
Feſtſtellung begann der geſtrige „Klaſſenkampf“ ein grimmiges
Gezeter. Man fragt erſtaunt: Warum? Etwa nur um die Blicke
der Oeffentlichkeit von den weiteren politiſchen Enthauptungen
abzulenken, die die Tafelrunde der „führenden Geiſter in. der
halliſchen KPD. erheblich lichten werden? Die KPD. hatte näm-
lich am Sonntag ihren Bezirksparteitag den „Partei-tag der Konſolidierung“, wie der „Klaſſenkampf“ ſtolz ſrgt. „Der
ſoeben ſtattgefundene Bezirksparteitag hat eine Lin e gehoebt,
wie ſie klarer nicht erwartet werden konntel“ fo ſchreibt
das Blättchen wörtlich. Der Kenner lächelt und kalkul'iert:
Worum brachte denn der „Klaſſenkampf“ in den ictzzen Tagen
ausgerechnet vier Spalten nur Schnetter, warum drängte
man ihn in den Vordergrund, ließ ausgerechnet ihn im „Volks-
park“ reden, tretzdew er doch „für die Republik“ ſtand und ſich
durch ſeine hilfloſe „ſtaatstheoretiſche Auffaſſung“ und ſeine Zu-
gehörigkeit zum „Sumpf“ rettungslos kompromittiert hatte?
Man wollte ihn offenbar „rehabilitieren“. Doch all ſein Geſchrei
war vergeblich; man fägte ihn doch ab, genau wie ſeinen Freund
Schumann. Sumpf war nicht Trumpfl Wir hatten nach den
letzten Tagen ſeine Durchmauſerung zur rechten „Linken“ er-
wartet, aber vergeblich. Er iſt im Sumpf der „linken“ Mitte
erſtickt. Der „Klaſſenkampf“ ſchweigt noch, man kann nyr zwiſchen
den Zeilen leſen. Da allerdings ſteht es knüppeldick: Bis-
herige Bezirksleitung und die geſamte Redak-
tion des „Klaſſenkampf“ ſind von Werner Scho-
lem abgeſägt worden!

Wir ſind nicht mehr neugierig: dann iſt der arme Georg Schu-
mann abgeſägt, der „Kleinbürger“ Schnetter wegen offenbaren
Mangels an Gradlinigkeit ebenfalls. Von Drechſler kann
man es ſchwer ſagen: er hätte ſeit Jahresfriſt die Stelle des ab
ebauten Moltke unauffällig ausfüllen können; vielleicht rettet

ihn das. Vom Bürger Finkelmeier gilt dasſelbe: er hat
manchmal laut zum „Streit“ gerufen (das iſt ihm als ordnungs-
liebenden Theaterbeſucher ſicher ſchwer gefallen aber das Glück
hat ihn bisher vor der Verpflichtung zur Teilnahme bewahrt; es
waren reſtlos „ruhige“ Sachen. Auch am Ludendorff-Tage hatte
er offenbar Pech: eine ihm ähnliche Geſtalt wurde nicht auf dem
Wege zum abhgeriegelten „Volkspark“, ſondern auf dem zur
Stadttheater beobachtet. Das mag nun ein Jrrtum ſein; iſt auch
ganz unerheblich. Schließlich mag er in dieſen Tagen vielleicht
noch bei der „rechten“ Linken landen; das könnte ihm den Re-
daktionsſeſſel nebſt Freikarte (ſelbſt kommuniſtiſche Blätter wie
der „Klaſſenkampf“ laſſen ſich von der perfiden Bourgeoiſie mit
Freikarten zum Theater „beſtechen“) zur Not erhalten.

Wie denn überhaupt fraglich iſt, ob beim Mangel an geeigneten
„linken“ Geiſtern überhaupt eine völlig neue Redaktion auf-
gebracht werden kann, die entſprechend dem Sonntagsbeſchluß „den
Vernichtungskampf gegen die VSPD. führen“ kann, nachdem die
„Sumpfbrüder“ ſo kläglich verſagt haben.

Das Fallbeil hat prompt gearbeitet; der große Werner hat
ſeine Sache ganz ausgezeichnet gemacht.

Schwarz-RotGold.
Die Reichskokarde an den Dienſtmützen.

Auf Grund einer Anordnung des Reichsminiſters des Jnnern
haben die Dienſtkleidung tragenden Reichsbeamten, alſo Reich s-
bahn-, Reichspoſt-, Zollbeamte uſw. von jetzt ab an den
Dienſtmützen als Hoheitszeichen des Reiches die ſchwarz-rot goldene
Reichskokarde zu tragen über ihr iſt an dem oberen Teil der Mütze
die Landeskokarde anzubringen. Die Reichsbahnbeamten tragen
außerdem das Flügelrad, das gleichzeitig eine neue Form erhalten
hat, und die Reichspoſtbeamten den Reichsadler. Die Reichskokarde
für Beamte tſt in der ſeither üblichen runden Form hergeſtellt und
unterſcheibet ſich alſo von denjenigen für die Reichswehr, die das
Reichswappen in länglicher Form zeigt.

Ausflug der Frauengruppe. Am Donnerstag, dem 29. Mai
(Himmelfahrt) findet nachmittags ein Spaziergang durch die Heide
ſtatt Abmarſch: /23 Uhr vom Weinberg. Alle Genoſſen und Ge-
noſſinnen wollen ſich mit ihren Kindern und Bekannten an der Heide-
wanderung beteiligen.

Der Roller verboten. Zahlreiche Beſchwerden über Unzuträglich-
keiten durch die Verwendung der ſogenannten Roller“ auf den
Bürgerſteigen geben dem Polizeipräſidenten Veranlaſſung auf die
Vorſchriften des F 33, Ziff. 2 der Straßenpolitzeiordnung vom 14. Sep
tember 1910 hinzuwerſen, wonach auf Bürgerſteigen das Rollen und
Fortbewegen von Fahrrädern und ähnlichen Gegenſtänden, wozu auch
die Roller zählen, verboten iſt. Bei Zuwiderhandlungen hiergegen
iſt außer etwaiger Beſtrafung mit der Wegnahme der Gegenſtände
zu rechnen. Mit dieſem Verbot kann man ſich nur einverſtanden
erklären.

Keine weitere Fahrpreisermäßigung für Wanderfahrten der
Jugend. Dem Amtlichen Preußiſchen Preſſedienſt wird aus dem
Miniſterium für Volkswohlfahrt geſchrieben: Jm Jntereſſe der
Jugendpflege iſt wiederholt an den Reichsverkehrsminiſter der
Wunſch ergangen, die bereits beſtehende, tarifmäßig feſtgelegte
Ermäßigung des Fahrpreiſes für Wanderfahrten der Jugend noch
weiter herabzuſetzen. Wie der Reichsverkehrsminiſter jetzt mit-
geteilt hat, ſind bereits mit der jetzigen Fahrpreisermäßigung von
50 Prozent für Jugendpflege ſehr fühlbare Einnahmeausfälle
verbunden. Dieſe Ausfälle würden bei der außerordentlich hohen
Zahl der Jugendpflegevereine ihre Zahl hat ſich gegenüber dem
Vorjahr verdoppelt noch beträchtlich weiter ſteigen. Ueberdies
wären unabſehbare Berufungen der ihnen gleichgeſtellten Benutzer-
kreiſe (Kriegsbeſchädigten, mittelloſen Kranken uſw.) zu erwarten,
wenn den vorgenannten Wünſchen auf weitere Fahrpreisermäßi-
gung und Herabſetzung der Mindeſtteilnehmerzahl für Jugend-
fahrten ftattgegeben würde.

Der neue Univerſitäts-Kuratur. An Stelle des in den Ruhe-
ſtand getretenen Oberregierungsrats Dr. G. Meyer iſt der Landrat
Dr. Hermann Sommer in Pyritz zum Kurator der Univerſität Halle-
Wittenberg ernannt worden. Hoffentlich iſt der neue Kurator nicht
auch ſolch ein Stockreaktionär als der abgebaute Herr Meyer.

Dienstag, den 27. Mai

Abänderung der Vergnügungsſteuer.
Der Reichsrat hat am 10. April 1924 die Beſtimmungen über die

Vergnügungsſteuer abgeändert; in dieſer Form hat die Steuer in
Gemeinden ohne beſondere Vergnügungéſtenerverordnung am 1. Mat
Geltung erlangt; in den übrigen Gemeinden tritt ſie am 25. Jult in
Kraft. Jnfſoigedeſſen haben die Gemeinden, in denen beſondere Ver-
gnügnngeſtenerverordnungen beſtehen. alsbald zu prüfen, inwiewen
dieſe zweds Anvaſſung an die Reichsratsverordnung abzuändern
ſind. Hierbei iſt, wie der Amtliche Preußziſche Preſſedienſt“ einer
gemeinſamen Verfügung des Miniſters des Jnnern eninimmt, zu be
achten, daß die Steuerſätze der Reichsratesverordnung Mindeſt-
ſätze ſind, die von den Gemeinden nicht unterſchritten, wohl
aber entſprechend den örtlichen Bedürfniſſen und Verhältniſſen über
ſchritten werden dürfen. Bei gewiſſen Veranſtaltungen, wie
Theatervorſtellungen, Vorführung von Bildſtreifen, Konzerten und
geſanglichen Aufführungen, Vorträgen, Balletten uſw. darf jedoch über
das Doppelte der oberſten Stufe der vom Reichsrat beſtimmten Sätze
nicht hingausgegangen werden. Hiernach bilden nunmehr für Ver-
anſtaltungen dieſer Art bei der Kartenſteuer 50 Prozent und be der
Pauſchſteuer nach der Roheinnahme 30 Prozent (ſtatt bisher 60 bzw.
40 Prozent) die Höchſtgrenze, bis zu der gegangen werden dar.

Bei Pferderennen, die zur Förderung der Landespferdezucht ver-
anſtalter werden, dürfen die vom Reichsrat ſengelegten Sätze in
keinem Fall üverſchritten werden. Für derartige Rennen bildet nun-
mehr wieder wie früher der Satz von 25 Prozent die Höchſtgrenze
der Kartenneuer, während die Pau'chſteuer nach der Roheinnahme
nicht über 25 Prozent hinausgehen dar.

Poſtſendungen mit ungenügender Anſchrift. Mängel in der
Aufſchrift von Poſtſendungen, namentlich das Fehlen von Straße
und Hausnummer ſowie Nummer der Zuſtellungspoſtanſtal: ber
Sendungen nach Großſtädten, wie Berlin, Breslau, Dresden, Ham-
burg, München, wirken für Poſt und Publikum außerordentlich nach
teilig. Briefſendungen nach großen Orten, die keine Straße und
Hausnummer tragen, zählen bei jeder größeren Zuſtellungspoſt-
anſtalt täglich nach Taufenden. Man ſtelle ſich vor, welche ungeheure
Mühe und welchen Aufwand an Zeit und Koſten es bei der Pakt
exfordert, täglich ſolche Maſſen von Sendungen durch Benutzung ron
dachſchlagewerken aller Art unterzubringen. Jn der Regel rſt

dadurch noch eine Verzögerung in der Zuſtellung ſolcher Sen-
dungen ein. Abhilfe kann der Abſender ſchaffen, wenn er bei Poſt
ſendungen, namentlich nach großen Orten, ſtets die genaue Woh
nungsangabe des Empfängers hinzufügt.

Einweihung der neuen Jngendherberge in Halle. Am Himmel
ſahrtetate wird die neue Jugendherberge in den Weingärten ihrer
Beſtimmung als Unterkunfts- und Jugendheim der geſomten halliſchen
Jngend übergeben werden. Dank dem Entgegenkommen der ſtädtiſchen
Behörden, hauptſächlich aber des Jugendamtes iſt es möglich geweſen,
wirklich lichte und ſaubere Räume, die neben getrennten Aufenthalte-
und Schlafräumen, auch Verſammlungsräume für die Jugend auf-
weiſen, zur Verfügung zu ſtellen. Zu dieſer Veranſtaltung, die mit
einer Morgenfeier um 10 Uhr in der Peißnitzſchule beginnt, werden
neben der geſamten halleſchen Jugend, auch alle Intereſſenten ein
geladen. Anſchließend findet am Nachmittag um 3 Uhr in den Wein-
gärten der Weiheakt ſtatt, an den ſich am Abend um 8 Uhr im
Thaliaſaal eine Schlußfeier fügt. Bei ſchlechtem Wetter findet die
Veranſtaltung von nachmittags 3 Uhr an im Thaliaſaal ſtatt. Karten
zu der Einzel- und zu der geſamten Veranſtaltung in der Neudeutſchen
Bücherſtube, Schulſtraße und an der Kaſſe.

Verwaltungsſonderzug Halle-Eiſenach. Am 1. Juni verkehrt
ein Verwalinngsſonderzug 3. und 4. Klaſſe von Halle und Leipzig bis
Eiſenach und zurück. Zu dem Sonderzug werden in Halle und
Leipzig Fahrkarten

Eiſenach und zurück in 3. Klaſſe 9,20 Mk. und in 4. Klaſſe 6,10 Mk.
Für Reiſende mit Fahrkarten 4. Klaſſe werden Wagen mit Banken
geſtellt, o daß für jeden Reiſenden ein Sitzplatz geſichert iſt. Die
Fahrkarten können von Mittwoch, den 28. Mat an bei den Fahr
kartenausgaben Halle gelöſt werden. Der Fahrkartenverkauf wird
am Sonnabend, dem 31. Mai, abends 7 Uhr. oder ichon früher ge-
ſchloſſen, wenn die Höchſtzahl der verfügbaren Fahrkarten früher ver
Zauft wird. Der Zug fährt ab Halle 5.09 Uhr früh, ab Merſeburg
5.25 Uhr. ab Leunga 5.33 Uhr, Eiſenach an 9 Uhr.

Lehrlinge müſſen ein Arbeitsbuch führen. Es beſteht vielfach
die Auffaſſung. daß die in der Gewerbeordnung fur minderjährige
ewerbliche Arbeiter (darunter fallen in dieſem Sinne auch dieSankwertelehrunge) angeordnete Führung eines Arbeitsbuches

fortgefallen ſei. Das iſt wicht der Fall. Nach wie vor macht ſich ein
Arbeitgeber ſtrafbar, wenn er Minderjährige ohne Arbeitsbuch

führen, ausgenommen ſind allein minderjöhrige Arbeitskräfte im
Handel und in den Apotheken. Die Ausſtellung des Arbeitsbuches
erfolgt durch die Polizeibehörde und iſt in Städten bei dem zu
ſtändigen Politzeirevier, auf dem Lande bei dem Gemcindevorſteher
zu beantragen.

Geige und Frack. Am 9. Mai laben zwei angebliche Dreher in
einem hieſigen Herrenmodegeſchäft zwei gebrauchte Frackanzüge ent
lichen und als Sicherheit eine gewöhnliche Orcheſtergeige mit Kaſten
zu ückgelaſſen. Die Täter haben ſich bis jetzt nicht wieder ſehen
laſſen. Jhre Augaben, in Mücheln zu wohnen und in der Grube
Anhaltiſche Kohlenwerke zu arbeiten, hat ſich als unwahr erwieſen.
Die Kleidungsſtücke enthalten den Stempel der Firma Max Fen'cher,
Schmeerſtraße 20. Angaben werden bei der Krimina! Abteilung erbeten.

Verſammlungen und Veranltaltunger,
Voltskonzert im Volkopark. Heute Dienstag, abends 8 Uhr,

findet das 3. Vollskonzert ſtatt.
ungünſtiger Witterung im großen Saal. Anmeldungzen
Konzerte werden noch an der Abendkaſſe entgegengenommen.

Die ArbeiterSamariterKolonne Halle hält am Sonntag den
1. Juni. vorm. 9 Uhr, auf den Brandbergen ihre erſte Geländeübung
ab. Errcheinen ſämtlicher Mitglieder iſt Pflicht: Treffpunkl 7 Uhr
Lindenhof“, Cröllwitz. Bei ſchlechtem Wetter findet die Uebung im
„Lindenhof“ ſtatt. t

Die halliſche Arbeiter-Eſperan:v- Gruppe hat ihren diesjährten
Sommerkurſus „zur Erlernung der Weltſprache Eiperanto“ eroff iet.
Der Kurusbeitrag iſt fehr gering, um möglichſt vielen Gelegenheit
zu geben Eſperanto zu erlernen. Weitere Teilnehmer können ſich
noch anmelden am Mittwoch, dem 28. Mar. abends 8 Uhr im

Volkspark“, Zimmer 8.
Die diesjährigen Pferderennen in Halle finden an folgenden

Tagen ſtatt: Am 31. Mai und 1. Juni, 5. und 6. Jult, und
10. Auguſt und am 21., 24. und 28. September. Der erſte Renntag
am Sonnabend, dem 31. Mat, brinat 4 Flachrennen, 1 Hürden- und
2 Jaggrennen. Jm Mittelpunkt des Tages ſteht der Lenz-Ausgleich,
ein Flachrennen über 1600 Meter mit einem Geldpreis von 4509 M
Der zweite Tag bringt ebenfalls 4 Flachrennen l Hürden- und
2 Jagdrennen. Die Hauptnummer dieſes Tages iſt die Thuringia
ein Jagdrennen über 4000 Meter mit einem Geldpreis von 450) Mi
und einem Ehrenpreis Für beide Tage ſind an Geldpreiſen und
Züchtecprämien rund 46 0 Mk. und 9 Ehrenpreiſe ausgeworfen
Die Rennen am Sonnabend, dem 31. Mat, deginnen um 3 Uh-,
die am Sonntag, dem 1. Junt, um 3 Uhr.

für die

Könnern. Mühlenbrand. Jn der Nacht zum Dienstag iſt die
Bock'ſche Mühle total ausgebrannt. Dieſer „Holländer“ wurde im
Kriege mit elektriſcher Kraft verſehen, um allen Anforderungen der
Neuzeit gewachſen zu ſein. Sämtliches in der Mühle lagernde Ge
treide iſt mit verbrannt, darunter vieles den kleinen Leuten gehörig
Die Brandurſache ſoll Kurzſchlußtz ſein.

zum Sonntagsrückiahrkartenpreile ausgegeben.
Der Fahrpreis-benägt von Halle nach Eiſenach und zurück in dritter
Klaſſe 10 Mk. und in 4. Klaſſe 6,70 Wek. und von Merſeburg nach

beſchäftigt. Auch die weiblichen Lehrlinge müſſen ein Arbeitsbuch

Bei gutem Wetter im Garten, bei
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Aus der Provinz.

e Sammelliſten und Fragedogen einſenden!
Eine Anzahl Ortsvereine haben die Sammelliſten zur Reichs

tagswahl noch nicht eingeſandt. Wir erſuchen dringend, das um
gehend nachzuholen und alle Liſten, gleichviel wieweit ſie gezeich
net ſind, zu verrechnen. Die Wahlkoſten ſind bei weitem noch nicht

wir erwarten deshalb von den Ortsvereinen, daß ſie die
Sammelgelder einſenden, damit die Bezirksleitung ihre Verpflich-
tungen erfüllen kann.

Gleichzeitig erſuchen wir um Einſendung der ausgefüllten Frage
bogen über die neue Zuſammenſetzung der Gemeindevertretungen
uſw. Die Auskünfte über die geſtellten Fragen ſind ſehr wichtig,
ſie müſſen uns deshalb ſchnellſtens übermittelt werden.

Die Bezirksleitung der VSPD. Halle.

Kirche und Frbeiterſchaft.
Die ſozialdemokratiſche Preſſe hat ſich häufig veranlaßt geſehen,

ſich mit der Kirſe reſp. mit deren Beamten, der Geiſtlichkeit,
zu beſchäftigen. Den Anlaß dazu bot die oftmals gemachte Beob-

4 achtung, daß die Geiſtlichkeit ihr Amt ſo auffaſſe, daß ſie die Par-
tei der beſitzenden Klaſſen zu nehmen und ſich gegen die Jntereſſen
der Arbeiterklaſſe zu wenden hätte. Unſere Angriffe, die wir als
Jntereſſenvertreter der arbeitenden Bevölkerung gegen ſolche Geiſt-
liche erhoben, wurden von letzteren umgedeutet in Feindſchaft gegen
die Kirche überhaupt. Daraus glaubt man dann das Recht her-
leiten zu können, bei politiſchen Wahlen ſich gegen unſere Partei
wenden zu können.

Es iſt nun ein von der Sozialdemokratie vielmals bekämpfter
Jrrtum, daß unſere Partei als ſolche die Kirche bekämpft. Das
Programm der Sozial demokratiſchen Partei erklärt im Gegenteil
die Religion jedes einzelnen auch heute noch als Privatſache. Nur
ſoweit die Kirche ſich anmaßt, Einfluß auf Gebiele zu gewinnen,
die ihr nach unſerer Anſicht nicht zuſtehen, treten wir ihr entgegen.
Solange die Kirche den Kampf um die Erhaltung oder Erweiterung
dieſer ihr nicht zuſtehenden Rechte führt, müſſen wir ſie natürlich
bekämpfen. Hört ſie mit dieſem Kampf auf und beſchränkt ſie ſich
darauf, für ihre Auffaſſungen vom Werden und Vergehen und ihre
ſonſtigen philoſophiſchen Anſchauungen Anhänger zu gewinnen,

1 dann wird ſie von uns als Partei nicht mehr bekämpft werden.
d Die Kritik, die die ſozialdemokratiſche Preſſe an dem Verhalten

eines großen Teils der Geiſtlichkeit zu üben hatte, iſt aber erfreu-
licherweiſe nicht ganz ohne Erfolg geblieben. Einige Geiſtliche
beginnen einzuſehen, daß die Kirche zu den ſoziglen Problemen
Stellung nehmen muß, wenn ſie bei der Arbeiterſchaft überhaupt
noch Anhänger finden will. Zwar ſind die Anſätze zu der neuen
Umſtellung der Geiſtlichen noch klein, aber ſie ſind da, und wir
werden ſehen, wie lange ſie beſtehen werden. Auf dem jüngſt in
Magdeburg ſtattgefundenen Kirchentag hielt Generalſuperintendent
D. Stolt e (Magdeburg) einen intereſſanten Vortrag über „Die
evangeliſche Verantwortung für den Wirtſchaftsfrieden in unſerem
Volke“. Der Generalſuperintendent betonte, daß die evangeliſche
Kirche auf die öffentliche Meinung und den Staat einwirken will
zur Abſchaffung ſittlicher Notſtände durch „heilſame Reformen“.
Aber und da hat die Kirche wieder eine Einſchränkung nur

h was durchführbar, nicht was wünſchenswert iſt, um dem

c

e

i Arbeiter ein menſchenwürdiges Daſein zu ermöglichen, könne ge-
J ſchehen. Wie noiwendig es iſt, daß eine durchgreifende Verbeſſerung

der Lage der Arbeiterſchaft ſchnellſtens erfolgt, das ſchilderte der
Generalſuperintendent in eingehender Weiſe. Er ſagte: „Weite
Kreiſe des Bürgertums haben keine Ahnung von der
großen ſozialen Not des Proletariats. Sie würden
ganz anders über die Arbeiter denken, wenn ſie ſich um die Ver-
hältniſſe kümmern und ſehen würden, mit wie wenig weite Kreiſe
des Volkes auskommen und was ſie entbehren müſſen. Wir müſſen

dem Arbeiter das Recht auf beſſere Lebensbedingungen und auch
den Streik als Mittel, den Auffſtieg zu erreichen, anerkennen.“

Daß die evangeliſche Kirche bisher nicht das geleiſtet hat an
ſozialen Taten, was notwendig geweſen wäre, gab der Generalſuver-
intendent unumwunden zu; er führte es darauf zurück, daß die
Kirche wohl zu abhängig von der ſtaatlichen Poli-
tikgeweſen ſei. Opferſcheu, Geiz und Trägheit müßten über-
wunden werden. Der Wirtſchaftskampf müſſe entgiftet werden.
Dem ſtände noch entgegen das rückſichtsloſe Trachten des
Kapitalismus nach Gewinn. Chriſtenmenſchen müßten
frei ſein von der Sucht nach Profit und Macht über andere. Keine
Ueberhebung, kein Kaſtengeiſt, kein Phariſäertum dürfe der brüder-
lichen Geſinnung gegen die Arbeiter hindernd im Wege ſtehen.
Auch im Geſchäfts und Fabrikleben darf man nicht vergeſſen, daß
die Arbeiterſchaft einen Anſpruch auf gerechte Entlohnung hat. Alte
Arbeiter dürfen nicht entlaſſen werden. Die Brüderlichkeit muß
Platz greifen, dann kommt auch die Verſöhnung der Klaſſengegen-
ſätze.

Noch ſchärfer laſen zwei Paſtoren in der Diskuſſion dem Kapita-
lismus die Leviten. Sie forderten den ſchärfſten Kampf gegen die
Entartung des Kapitalismus. Die Arbeiter werden gezwungen,
wie das Vieh zu leben. Die Kirche müſſe ſich viel kri-
tiſcher gegen die llnternehmer wenden. Es ſei wider-
ſinnig und ungerecht, Arbeiter 10 Stunden arbeiten zu laſſen, um
einen Teil der Arbeiter brotlos zu machen. Einer der Paſtoren

Sparſamkeit --7 Die ganzen Jahre haben dieſe Herren die

Be das freie Spiel der Kräfte im Wirtſchaftsleben,
ie beide nicht mit dem chriſtlichen Standpunkt zu vereinbaren ſeien.

Ein chriſtlicher Arbeiterve r ſtellte feſt, ein großer Teil
der Unternehmer keine Verſtändigung mit den Arbeitern will. Es
ſei unglaublich, wie 1 die Arbeiter angen wird. Rück
chtslos werden die Arbeiter ausgeſperrt. Lohnerhöhungen und

tſtundentag ſeien unbedingt notwendig.
utlich wurde es auf dieſer evangeliſchen Tagung offenbar, wie

der Sozialismus die evangeliſche Kirche aufgerüttelt hat gegen den
Kapitalismus, für die Jdeale der Brüderlichkeit. Die ſoziale Un-

echtigkeit wird aber nicht beſeitigt, indem man den Unternehmern
agt: ſeid nicht lieblos. Die Kapitaliſten in ihrer großen Mehrzahl
ind nicht zu haben für praktiſches Chriftentum. Deshalb wird auch
ie „kritiſche Einſtellung“ der evangeliſchen Kirche gegen den Kapi-

talismus keine Beſſerung der traurigen ſozialen Verhältniſſe
bringen. Ein menſchenwürdiges Daſein kann ſich die Arbeiterklaſſe
nur im ſchärfſten Kampfe gegen das profitgierige Unternehmertkum
erringen. Nur der Sozialismus, nicht die Kirche ſchafft
ſoziale Gerechtigkeit.

Keichsſteuerverteilungen an die Gemeinden und Geweindeverbänäde.

Wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt mitteilt, gibt der Mini-
ſter des Jnnern folgende Steuerverteilungen bekannt: a) Ein-
kommenſteuer (17. Ek., Reſt für April und Abſchlag für
Mai) auf jeden Rechnungsanteil des abgerundeten Verteilungs-
ſchlüſſels für 1924 für die Gemeinden 55, für die Landkreiſe 10, für
die Provinzen 5 Milliarden Mark: b) Körperſchafts ſteuer
(7. Kp., Reſt April und Abhſchlag für Mai) auf jeden Rechnungs-
anteil des ab gerundeten Verteilungsſchlüſſels für 1924 für die Ge-
meinden 72, für die Landkreiſe 12, für die Provinzen 6 Milliarden
Mark; c) Umſatzſtener (8. Uſ., Reſt für April und Abſchlag
für Mai) auf jede Einheit des Umſatzſtenerſchlüſſels für die Ge-
meinden 175, für die Landkreiſe 55 Milliarden Mark) d4) HKraft-
fahrzeugſtener (7. u. 8. Kfz., Reſt für April und Abſchlag für
Mai). 1. Betrag zu Zwecken der öffentlich-rechtlichen Wege
unterhaltung gemäß 88 3 und 21 des preußiſchen Ausfüh-
rungsgeſetzes zum FAG. 1 000 000 Billionen Mark; 2. Betrag für
Volksſpeiſungen gemäß Erlaß vom 11. Februar 1924 letzt e
Verteilung 107 780 Billionen Mark; 3. Betrag für beſon-
dere Zwecke des Wegebaues und Wegeunterhal-
tung gem. S 21a des Ausführungsgeſetzes zum FAG. in der Faſ-
ſung der preußiſchen Steuerverordnung vom 1. Avril 1924 356 000
Billionen Mark. e) Dotationen (1. Dot., Reſt für April und
Abſchlag für Mai) Geſamtbetrag 5 540 000 Billionen Mark.

Die Ausſchüttung erfolgt durch die Regierungspräſidenten.
Unter Zugrundelegung der ihr bekannten Schlüſſelzahlen vermag
jede Gemeinde ſich den ihr zuſtehenden Betrag zu errechnen.

Dürrenberg. Volksbühnengründung. Hier wird die Grün-
dung einer Volksbühne vorbereitet, die die Einwohner auch der um
liegenden Ortſchaften umfaſſen und am Verſorgungskreis des Städte-
bundtheaters Naumburg- Merſeburg teilnehmen ſoll.

Braunsdorf-Bedra. Aufbauarbeit. Am vergangenen Sonn-
abend ſprach in unſerer Parteiverſammlung, welche ſich eines guten
Beiuches erfreute, Genoſſe Wenſcheck über: „Die Reichstagswahl
und die Aufgaben der Partei.“ Der Referent verſtand es ſehr gut,
die Gefahren für die Arbeiterſchaft bei einem vollen Siege der
Deutſchnationalen aufzuzeichnen. Um dieſen Gefahren zu begegnen,
müßte die Parteiorganiſation geſtärkt und gefeſtigt werden. Dazu ſei
die Mitarbeit aller Genoſſen und Genoſſinnen notwendig. Auch den
eigentlichen Zutreibern der Reaktion, der KPD., müſſe ganz entſchieden
entgegengetreten werden. Gerade die Verleumdungs- und Schwindel-
arbeit der Kommuniſten habe das Vertrauen der Maſſen zur Arbeiter
bewegung erſchüttert. Den Arbeitern müſſe gezeigt werden, wie ſie
ſyſtematiſch von den Wahrheitsapoſteln der Kommuniſtiſchen Jnter-
nationale belogen und betrogen werden. Jn der Diskuſſion ſprachen
die Genoſſen Kretſchmann, Thielemann, Enge, Kaiſer und Schmidt.
Von einigen Genoſſen wurde betont, daß bei dem Knappenfeſt in
Mücheln, die früheren Kommuniſten die Hauptgeige S Es ſind
dies frühere Gelbe, die nur kurze Zeit kommuniſtiſch übertüncht waren.
Nach Erledigung einiger geſchäftlicher Organiſationsfragen wurde die
gut verlaufene Verſammlung geſchloſſen.

Schkenditz. Elternbeiratswahl. Wie faſt überall, ſo hat
auch in Schkeuditz der Unverſtand der Maſſen bei der Elternbeirats
wahl an hieſiger Volksſchule den Sieg davongetragen.' Die chriſtliche
Liſte erhält 11, die VSPD. 5 und die KPD. 4 Vertreter.

Sangerhaufen. „Erklärt mir, Graf Orindur“ Eine
der letzten Handkungen der alten bürgerlichen Stadtverordnetenmehrheit
war die Abſchaffung der Diäten für die Stadtverordneten. Aus

Diäten eingeſteckt, einer dieſer Leute ließ ſich ſogar eine Hoſe be-
zahlen, die er in einer ſchwierigen Sitzung beſchädigt hatte. Und
Herr Kummert, Mitglied der deutſchnationalen Partei, des Jung-
deutſchen Ordens und des Kreistages, kurz Vertreter der alten
deutſchen Sparſamkeit, der bei der Wahlagitation ſich ſtets als der
„Macher vom Ganzen“ hinſtellte, beantragt jetzt beim Kreisausſchuß
eine Entſchädigung für ehrenamtliche Tätigkeit, für eine Arbeit, die
bisher von unſeren Genoſſen ehrenamtlich gemacht wurde. Nur durch
einen Zufall gelangte der Kummert'ſche Antrag an die Oeffentlichkeit.
Das Prinzip der Ordnungsblockleute ſcheint zu ſein: „Sparen in der
Oeffentlichkeit und nehmen, wo's keiner ſieht.

Sangerbauſen. Arbeiterwohlfahrt. Die jetzt regelmäßig
Donnerstags ſtattfindende Nähſtunde wird in dieſer Woche, weil am
Donnerstag das Himmelfahrtsfeſt iſt, ausnahmsweiſe am Freitag

Sangerhauſen. Prämiierter Käſe. „Auf der großen Kä

vorlagen und 632 unterſucht wurden, erhielt Wilhelm Leidenroth in
Roßla das Prädikat Fein“ mit 21 Punkten. Die niedrigſte Be
wertung war 8 Punkte die höchſte 24 Punkte. Eingeliefert wurden
die Proben von Liegnitz (Schleſien) bis nach Hamburg. So berichtete
kürzlich die „Sangerhäuſer Zeitung“ aus dem benachbarten Roßſq
Uns Sangerhäuſer würde noch mehr intereſſieren, ob unſere hieſige
Käſefahrik Inhaber der bisherige Stadtverordnete Hans Schmid
ebenfalls prämiiert worden iſt. Die bekannte rührende Tätigkeit de
Herrn Schmid für die bürgerliche Einheitsliſte iſt doch im Bürger
verein ſo belobigt worden. Hat man das Produkt ſeiner beruflichen
Tätigkeit ebenſo ausgezeichnet Oder iſt er da reif, abgebaut zu werden

Kelbra. Aus dem Stadtparlament. Aus der letzten Sitzung
unſeres Stadtparlaments, welche am Sonnabendabend im Ratskeller
ſtattfang. iſt folgendes zu berichten. Zunächſt wurde der Zuſchlag für
die 27 Wieſenparzellen im Pfingſt und Weidefleck den auswärtigen
Pächtern aus Bedra und Steintalleben erteilt. Der Pachtpreis dio

Worgen beträgt durchſchnittlich 60 Mark, die Pachtzeit dauert 6 Jahre
Die im vorigen Jahre eingeſtellten Hochbordarbeiten in der Triſt-
und Gartenſtraße werden nun wieder in Angriff genommen. Ferner
wurde die Pflaſterung und Hochbordanlage eines Teiles der Franken-
häufer Straße beſchloſſen. Vom Poſtgebäude bis zur Kyffhänſer
Kleinbahn ſoll neugepflaſtert und die Oſtſeite mit einer Hochbord,
gplag verſehen werden. Da die genannte Straße Provinzialſtraße
iſt, hat ſich die Provinzialverwaltung bereit erklärt, ein Drittel der
Vaukoſten zu übernehmen. Die Kyffhänſer Kleinbakn erklärt ſig
bereit, die erforderlichen Kiesmengen unentgeltlich zu liefern. Obwoſ
es innerhalb des Ortsgebtets genug Straßen gibt, welche noch dringend
einer Verbeſſerung bedürften, kann die Notwendigkeit der vorerwähntet
Arbeiten mit Rückſicht auf den lebhaſten Fuhrverkehr nach dem Klein
bahnhof und der Verbeſſerung der Wegeverhältniſſe nach der Volte
ſchule nicht beſtritten werden. Die von der Provinzialbehörde be
abſichtigte Zuſchüttung des an der Oſtſeite befindlichen Grabens und
Entfernung der Obſtbäume zur Verbreiterung der Straße lehnt die
Verſammlung einſtimmig ab. Bei der Wahl eines unbeſoldeten Vei-
geordneten erhielten der Knopfmacher W. Metze (KPD). 4 Stimmen
Genoſſe Möckel 2 Stimmen, Kaufmann Tröbs (Bürgerl.) 5 Stimmen
Da es nach den Erklärungen der Funktionäre der kommnuniſtiſchen
Partei für uns unmöglich war, mit Hilfe der kommuniſtiſchen Fraktion
ein Magiſtratsmitglied, welches uns als drittſtärkſte Partei zuſteht
zu bekommen, enthielten ſich in der Stichwahl Genoſſe Möckel und
der ſtellvertretende Stadtverordnetenvorſteher Moſebach der Stimme;
es ſomit der Kaufmann Tröbs als unbeſoldeter Beigeordneter
gewählt.

Delitzſch. Tödlicher Unfall. Am Sonntagmorgen verunglüche
der Maſchiniſt Ad. Danielowski im hieſigen Gaswerk dadurch tött
das. er mit dem Kopfe zwiſchen Treibriemen und Riemenſcheibe einer
Maſchine geriet, wodurch er die Halswirbelſäule brach. Der Ver
unglückte hinterläßt Frau und drei Kinder.

Kleinwittenberg. Elternbeiratswahl. Bei der Eltern
beiratswahl erhielten Stimmen Liſte der KPD. (Liſte Meißner) 5
die unpolitiſche Liſte Otto Balzer 62 Stimmen: die Sitze verteilen
ſich demnach je zur Hälfte 3:3.

Pieſteritz. Elternbeiratswahl. Bei der Wahl der Eltern-
beiräte erhielten Stimmen Hnabenſchule Liſte der VSPD. i
KPD. 82 Stimmen; Mädchenſchule VSPD. 61, KPD. 106 Stimmen.
Die Bürgerlichen hatten keine Liſte eingereicht.

Liebenwerda. Tödlicher Unfall. Der Mechaniker Edmund
Siebert fuhr am Freitag mit einem Motorrad auf der Oſchätzer
Straße, um ſeinem Gehilfen, der das Rad lenkte, mit' der Führung
vertraut zu machen. Durch eine Erſchütterung verlor der Gehilfe die
Gewalt über das Fahrzeug und dieſes ſauſte gegen einen Chauſſeebaum. Während der Führer mit geringfügigen Abſcharſungen davon

kam, wurde fein Meiſter aus dem Anhänger herausgeſchlendert und
zog ſich eine klaffende Stirnwunde oberhalb des rechten Anges zu
die es ihm aber noch ermöglichte, zu Fuß den Weg zur Stadt zurück
zulegen und ſofort den Arzt aufzuſuchen, der einen Verband anlegte,
Bereits am Abend desſelben Tages verſchlimmerte ſich der Zuftand
des Verunglückten, daß am Sonntagfrüh eine Ueberführung in das
Krankenhaus nach Lauchhammer nötig wurde. Daſelbſt wurde der
Bedauernswerte ſchon in hoffnungsloſem Zuſtande eingeliefert. Eine
leſen hatte die Adern des Gehirns erſaßt, ſo Rettung un

glich war.
Elſterwerda. Elternbeiratswahl. Bei der Elternbeiratswahl

der hieſigen Stadtſchule übten von 660 Wahlberechtigten 201 ihr
Stimmrecht aus. Für die chriſtlichunpolitiſche Liſte wurden 144
Stimmen abgegeben, während auf die Liſte der freien Gewerkſchaft
27. Stimmen entfielen. Gewählt wurden von der chriſtlichunpolitiſchen
Liſte 8 Kandidaten, von der Gewerfſchaftsliſte 3 Kandidaten.

Pleffa. Gemeindevorſtandswahl. Bei der Gemeinde
vorſtandswasl wurde der bisherige Gemeindevorſtand wiedergewählt
Er hat ſich Bedenkzeit ausgebeten. Zum Schöffen wurden gewählt
aus der Liſte der werktätigen Bevölkerung Lagerhalter Richard Lauriſch
und Bergmann Auguſt Wilhelm, vom Schradenverband Häusler
d Schemmel und von der Einheitsliſte Oswald Zſchörner.

leſſa. Berufsunfall. Am Sonnabend verunglückte der
Arbeiter Wilhelm Müller. Es fiel ihm ein Stück Eiche auf den
rechten Fuß, ſo daß dieſer oberhalb des Knöchels brach. Der Ver
unglückte mußte ſich in ärztliche Behandlung begeben.

Vockwitz Die Gewerkſchaftsbibliothek des Ortsausſchuſſes
der Gewerkſchaften bittet alle Leſer bis zum 15. Juni die geliehenen

wandte ſich gegen den Pripatkapitalismus und abgehalten.

Die [iebe genügt.
Ein Roman aus Jrland. Von Alexander Jrvine.
Einzigberechtigte Uebertragung aus dem Engliſchen von

*21] Hermynigazur Mühlen.
„Jamie wäſſert der Mund ebenſo wie Jhnen, Billy; aber wir

ſchlagen keinen kurzen Weg ein, ſondern gehen den längſten.“
Damit ward unſere letzte Hoffnung getötet. Meine Schweſter

begann leiſe zu weinen. Wir kannten allerlei Kniffe, um uns
über den Hunger hinwegzutäuſchen. Der letzte und wirkſamſte
waren Geſchichten von der großen Hungersnot. Beſonders beliebt
war die Erzählung über eine Familie, die neben einer Schüſſel
Brei ſtarb, weil die Nahrung zu ſpät gekommen war. Hörten wir
Jamie ſagen: „Ja, es iſt arg, aber es könnte noch ärger ſein,“ ſo
wüßten wir, nun komme eine Geſchichte aus der Hungersnot.

„Schweigt doch einen Augenblick,“ bat Bill O'Hare. Er ſtieg
auf die Stufenleiter und holte von der Decke einen Strauß getrock-
neten Rosmarins herab. Dann zerrieb er ihn zwiſchen den
Fingern und ſtopfte ſeine Pfeife.

„Schaut ihn doch an!“ rief Jamie, da Bill zu rauchen begann.
„Jch kenne die Mutter der Erfindungen, ſeit ich ſo groß wie ein

Pilz war,“ erklärte Bill ſchmauchend. „Bei Gott, ſie iſt von
größerem Nutzen, als ein Weib.“

Der Geruch des Rosmarins erfüllte die ganze Hütte, er roch
wie ſüßer Weihrauch auf einem Räucherbecken. Die Männer lach-
ten und ſcherzten über die Entdeckung. Der Kaminfeger prahlte
mit ſeiner Klugheit.

„Jamie,“ fragte er, meinen Vater ernſthaft betrachtend, „wer
war. der Feigling, der den Tabak entdeckt hat?“

Anna nannte den Namen.
„Wie wird er vor O Hare, dem Erfinder der Rosmarinmiſchung,

3 beſtehen Jch frage dich das, Jamie, weil du ein Ehrenmann
t biſt.“4 „Gott weiß, Billy.“

„Ja, Gott allein weiß, ich werde meinen ſpäteſten Nachkommen
die O Hare-Miſchung vererben.“

„Wundervoll, wundervoll!“ ſagte Jamie mit feierlichem Ernſt.

„Und zu denken,“ fügte Anna hinzu, „daß Sie ſie in unſerem
Haus erfunden haben.“

Wir vergaßen vor Aufregung des peinigenden Hungers. Jamie
ſtopfte ebenfalls ſeine Pfeife, eine Weile rauchten die beiden
Männer ſchweigend. Dann ſtörte ſie jählings etwas in ihrem
Behagen. Mein Vater nahm die Pfeife aus dem Mund und blickte
Billy fragend an. „Mir dreht ſich alles im Kopf,“ ſagte er.

„Wann haſt du zuletzt gegeſſen?“ fragte der Kaminfeger.
„Geſtern.“
„Das Fleiſch, das nicht in deinen Eingeweiden iſt, verurſacht dir

Beſchwerden.“

„Und was fehlt dem Erfinder erkundigte ſich Anna.
Billy hatte die Pfeife aus dem Mund genommen und ſtarrte
ſtumpf vor ſich hin. „Jeſus, ich ſche alles doppelt!“ rief er.

„Wir haben bloß Waſſer daheim, Billy, vielleicht möchten Sie
trinken?

Noch ehe er Zeit zu einer Antwort fand, räkelte ſich der Torf-
mann auf, brüllte aus voller Kehle: „Höh, zurück, du ſchmutziges
Tier, zurück!“

Der wilde Schrei ließ uns das Blut in den Adern erſtarren.
Der Torfmann ſetzte ſich vollends auf, ſtarrte Billys ſchwarze

Geſtalt an und ſtürzte ſich auf ihn. Wir kamen zu ſpät, ſchon
lag der arme Billy rücklings auf dem Boden und der Torfmann
ſaß auf ihm. Wir Kinder begannen zu brüllen, ſchrien ſo laut, daß
wir die Schläfer des ganzen Viertels aufweckten. Jamie und Billy
gelang es, Boyles Herr zu werden. Da die Nachbarn erſchienen,
fanden fie O'Hare auf Boyles Hals und Jamie auf ſeinen Beinen
ſitzend.

„Wo bin ich,“ fragte Bohyle.
„Bei Freunden,“ erwiderte Anng.
„Würden die Freunde mir geſtatten, Atem zu ſchöpfen?“
Er ward losgelaſſen, und die Geſchichte ſeines Kommens wurde

ihm erzählt. Er lauſchte voller Jntereſſe. Dann ſteckte er die
Hand in die Taſche und holte Geld hervor. „Da nimm, du ſchwar
zer Teufelsbraten,“ ſagte er zu Billy.

Der Kaminfeger gehorchte, bemerkte jedoch, es ſei bereits Mitter-
nacht.

„Das iſt mir völlig einerlei, meinetwegen kann es um die drei-
zehnte Stunde ſein. Das iſt für Brot, das für Tee, das für Tahak,
und dies hier für etwas, das die Kehle wie eine Feile durchläuft

Bücher zurückzubringen. Vom 15. Juni bis 1. Juli finden wegen
Jnventur keine Ausleihungen ſtatt.

e

für mich. Und jetzt laß nicht das Gras unter deinen Platt
füßen wachſen, du Teufel!“

Kaminfeger begab ſich auf den mitternächtlichen Weg. Die
Nachbarn kehrten heim. Der Keſſel ward auf das Feuer geſtollt,
glüdſelig verſammelten wir uns um ihn.

„Still,“ rief Anna.
Sir lauſchten. Ein lauter Lärm übertönte das Heulen des
Windes und das Klirren des Fenſters.
Das iſt Billy, der an Marget Hulls Tür donnert,“ meinte
Jamie.

Lärmend erſchien O'Hare. Er warf die Pakete auf den Tiſch,
ſchwang die Arme hin und her, um ſich zu erwärmen. Anna
deckte den Tiſch und bereitete das Mahl, Jamie und Bihn ſtürzten
ſich auf den Tabak. Voyle griff nach dem Whiskey und fagte:
„Jch danke Gott und ſeinen heiligen Engeln, daß ich mich in
einem Temperenzlerheime befinde.“ Dann blickte er ſich um und
ſprach: „Jch trinke auf deine Geſundheit, Jamie, auf Jhre Anna,
auf die des Gauner O'Hare und anf die Geſundheit der drei
Geſchöpfe, die nie zeugen: des Prieſters, des Papſtes und des
Maultiers.“

Mit einem Schluck leerte er die Flaſche und warf ſie, ver
gnügt grunzend, ins Feuer.

„Eine Leiche würde ſich im Sarg umdrehen,“ bemerkte Billy.
„Achtet auf das Brot,“ ſagte Jamie. „Sonſt trinkt er noch

darin unſere Geſundheit.“
Boyle ſtreckte ſich gähnend auf den Boden. Der kleine Tiſch

ward an das Fener gerückt, das Brat zerſchnitten und verteilt.
Wir waren dem Weinen nahe Freudentränen hingen loſe in
unſeren Augen. Annas Geſicht leuchtete. Sie ſprach von der
Hilfe Gottes und von dem ſilbernen Streifen, der auch bei der
ſchwärzeſten Wolke zu finden iſt. Sie hatte eine gewiſſe Schwäche
für Sehlagworte, doch wandte ſie ſie immer erſt an, wenn der
Hunger die Belagerung bereits aufgegeben hatte. Da ſie von
Gottes Hilfe ſprach, fetzte ſich Boyle auf.

„Anna,“ ſagte er, „wenn mich heute jemand hierher geführt
hat, ſo war es ein Höllenteufel.“

„Sie irren, Felix,“ meinte Anna freundlich. „Wenn Gott
einen Menſchen irgend wohin ſchicken will, ſo gelangt der Menſch
immer hin, auch wenn ihn der Teufel führen muß.“

Da alles bereit war, traten wir an den Tiſch.
„Wollt ihr nicht ſingen?“ fragte Anna.

Fortſetzung folagt.)

ausſtellung am 16. und 17. Mai in Magdeburg. wo über Proben
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Von den 25 neugewählten Stadtverordneten waren 24 anweſend.
Es fehlte nur der bis jetzt in Nordhauſen noch inhaftierte kommu
niſtiſche Stadtverordnete Lademann. Im überfüllten Zu-hörerraum war die Arbeiterſchaft insbeſondere ſtark vertreten,
während die Preſſetiſche „kriegsſtarke“ Beſetzung zeigten. Ueber
dem ganzen ſchwebt eine Atmoſphäre ſenſationeller Erwartungen.

Kurz nach 5 Uhr nimmt Oberbürgermeiſter Genoſſe Clauß
zur Begrüßung der Stadtoerordneten das Wort und will dann die
Einführung und Verpflichtung der Mitglieder des neuen Parla
ments vornehmen.

Stadtv. Genoſſe Chriſtange hält die Einberufung dieſer da
Sitzung vor Ablauf der Einſpruchsfriſt nicht für geſetzlich. Redner
fragt nach den Gründen, die für die vorzeitige Einberufung maß-
gebend waren. Oberbürgermeiſter Genoſſe CIlauß gibt zu, daß
die Friſt noch nicht verſtrichen ſei, trotzdem könne innerhalb dieſer
Friſt die Sitzung ſtattfinden. Er halte es für ſeine Pflicht, bei der
Fülle der vorliegenden Arbeit die Verſammlung ſo ſchnell wie
möglich einzubernfen. Genoſſe Chriſtange findet dieſe Dar
legungen nicht logiſch. Er beabſichtige, Beſchwerde zu erheben.
Oberbürgermeiſter CIauß weiſt auf das Beiſpiel anderer Städte
hin, im übrigen ſtehe der Reichsſtädtebund auf ſeinem Stand
punkt. Die Einführung und Verpflichtung wurde hierauf vor
genommen.

Die Wahl des Vorſtandes.
Zum Vorſteher wird mit den 17 Stimmen der Bürgerlichen der

Stadtv. Mehliß gewählt, während 7 Stimmen (Sozialdemo-
kraten und Kommuniſten) auf Genoſſen Chriſtange fallen.
Der neue Vorſteher, ein redeluſtiger Rechtsanwalt, führte ſich mit

man kann wohl ſagen programmatiſchen Ausführungen ein.
Das Programm war eirrönig, dieweil es nur einen Ton er-
klingen ließ: Verzichten, verzichten und nochmal verzichten auf
alles, damit „wir“ möglichſt keine Steuern zu zahlen haben. Zu
erſt geht der Redner auf die Not des Vaterlandes im allgemeinen,

„Die Lage
unſerer Stadt iſt niemals eine glänzende geweſen. Der Reichtum,
der hier aus der Erde geſchafft wird, haben andere eingeheimſt.“
(Dieſer Anflug des „ollen ehrlichen Seemanns“ war gewiß ein
falſcher Zungenſchlagl) „Wir müſſen ſparen. Nur allernot
wendigſte Mittel für allernotwendigſte Dingel“ (Jn verſtändliches
Deutſch übertragen heißt das für eine Arbeiterſtadt: Wohlfahrt
und Kultur ſauſe hin! Unſer „edelſtes“ Motiv iſt und bleibt, mög
lichſt wenig Steuern zahlenl) „Jch werde mein Amt als Vor-
ſteher in Unparteilichkeit führen. Jedoch, ich gehöre einer Partei
an und kann auf politiſche Tätigkeit nicht verzichten!“ (Auf ein
mal!) „Jch bitte unſere Tätigkeit im Geiſte gegenſeitigen
Vertrauen zu beginnen. Laſſen Sie den Schmutz aus dem
Wahlkampf hinter uns liegen!“ (Wenn das keine Heuchelei iſt,
dann gibt's auf der Alm wirklich keine Sündel) Sollten irgend
welche Obſtruktionsgelüſte entſtehen, dann iſt ja die Ge
ſchäftsordnung da; reicht ſie nicht aus, ſo wird ſie ſich ergänzen
laſſen!“ (Alſo ein glatte, brutale Kampfanſagel)

Die letzten Ausführungen wurden vom linken Flügel mit ent
ſprechendem Widerſpruch aufgenommen. Jn dieſem Zuſammen
hang kommt der neue Urſupator auch in Konflikt mit einem Teil
der Zuhörer, die er zur Ruhe ermahnt.

Nun gings mit der Vorſtandswahl weiter. Stellvertretender
Vorſteher wird der Stadtv. Lier (Arbeitsgemeinſchaft). Die
Kommunmiſten beanſpruchen den Schriftführerpoſten. Die Gewalt-
politiker huſten ihnen etwas. Sie wählen den Stadt. Bigllo
wons (Natl.) Bei der Wahl des ſtellvertretenden Schriftführers
entfallen auf den Stadtv. Damm (KPD.) 15 Stimmen. Dieſer

in ab, worauf dann Stadtv. Lohoff (Natl.) ge-
Die Fanfarenſtöße des neuen Vorſtehers.

Als wekkere Tagesordnung ſoll die Wahl des Ausſchuſſes für
perſönliche Angelegenheiten, ſowie die Beſchlußfaſſung über die
Art der Kirſ ennuntzung erfolgen. Hierauf bringt der neue
Vorſteher Dringlichkeitsanträge ein:

1. Vorlegung der Akten über die Feſtſetzung der Zahl der un
beſoldeten Magiſtratsmitglieder:

2. 7t nung der Akten über die Wahl des Oberbürgermeiſters
außz3. Vorlegung der Akten über Einrichtung einer Familienwoh-

nung im unteren Geſchoß der Friemannſchen Villa und der
Nachweiſung über die durch die Stadt dabei aufgewandten
Mittel z

4. S die hergerichtete Wohnung im Erdgeſchoß der Friemann-
chen Villa ſind auf dem Wege der öffentlichen Bekannt-

machung Mietbewerber zu ſuchen.
Die Tendenz dieſer Anträge iſt für denjenigen, der ſeine fünf
Sinne noch beieinander hat, ohne weiteres klar. Nur der Natio-
nale Bürgerring gab ſich den Anſchein, als ſei dieſer Vorſtoß von
geradezu unübertrefflichem Wohlwollen für die Stadt diktiert. Es
iſt weiter nichts als ein abgefeimtes, brutales Spiel gegen die So
zialdemokratie, eine kaltſchnäuzige Rachepolitik von in ihrer maß
loſen Eitelkeit verletzten Perſönlichkeiten.

Der Verſuch des Genoſſen Chriſtange, gegen die Dringlich-
keit anzukämpfen, wird durch brutale Machtentfaltung erſtickt.
Zunächſt geben die Kommuniſten durch Stadtv. Merzinſki

eine Erklärung ab, die ihre politiſchen Abſichten bekundet und
ankündigt, daß ſie fich nicht an irgendwelche Geheimhaltung von
Veſchlüſſen gebunden fühlen.

Die Wahl des Ausſchuſſes für perſönliche Angelegenheiten er
gibt fünf bürgerliche und zwei kommuniſtiſche Mitglieder.

Bei dem Punkt Kirſche nnutzung wird beſchloſſen, die Vor
p. zur genügenden Vorbereitung an den Magiſtrat zurückzu
eben.
Bei der Beſprechung des Antrags, geeignete Mieter für die Woh

nung in der Friemannſchen Villa zu ſuchen, entſpinnt ſich
eine lebhafte Debatte, die dem Genoſſen CIauß Gelegenheit gibt,
der Mehlißſchen Katze die Schelle umzuhängen.

Der neue Vorſteher legt folgendermaßen los: Es iſt bekannt, daß
die Wohnung durch Herrn Oberbürgermeiſter Clauß bezogen
werden ſoll. Soweit wir informiert ſind, liegt aber ein Miet-
vertrag darüber, dem auch die Stadtverordnetenverſammlung
ihre Zuſtimmung geben muß, nicht vor. Es kann nun nicht ohne
weiteres einleuchten, daß die Wohnung, die jetzt ein prunkvolles
Unterkommen bietet, für die Familie des Herrn Oberbürgermeiſters
allein beſtimmt ſein ſoll. Angeſichts der herrſchenden Woh
wungsnot wäre dieſe Wohnung wohl dazu geeignet, eine größere
Familie unterzubringen. Dabei handelt es ſich nicht um ein per
ſönliches Vorgehen (ſo ein Schäkerl) gegen Herrn Oberbürger-
meiſter Elauß, und es ſoll auch durchaus nicht ohne weiteres be
ſchloſſen werden, ihn nicht in dieſe Wohnung hineinzulaſſen, ſon
dern nur die Möglichkeit der pflichtgemäßen Nachprüfung
dieſer Angelegenheit mit dem Antrag gegeben werden.

Oberbürgermeiſter Genoſſe Clauß: Sie, Herr Stadtverordneten-
vorſteher Mehliß, ſagten, daß die Wohnung in der Friemannſchen

illa für meine Familie, die fünf Perſonen umfaßt, wohl zu groß
wäre. Ich habe angenommen, daß man in der heutigen Sitzung
auf dieſe Sache zurückkommen würde; die Akten liegen vor mir.
Deshalb möchte ich folgende Gegen frage ſtellen: Der Per-
ſonenkreis des Herrn Dr. Ebert war ſeinerzeit nicht
größer als der meine es heute iſt. Gerade Sie, Herr Mehliß, haben
aber damals Jhre Zuſtimmung gegeben, daß Herr Dr. Ebert eine
noch größere Wohnung bekommt mit der geſamten Gartennutzung.

Ich kann mich deshalb des Eindrucks nicht erwehren, daß bei dieſem
Antrage doch per ſönliche Momente eine Rolle ſpielen, und habe
das Gefühl, daß hier mit zweierlei Maß gemeſſen wird.

Die Koſten, die durch die Inſtandſetzung der Wohnung ſich
etzt ergeben, ſind nicht höher als die Summe, die Sie

Der Skandal von Eisleben.
Die Revanche Politiker im Stadtpariament [pielen ihre Crümpfe aus. Brutale Machtentfaltung

des Bürgerringes. Fankarenſtöße des neuen Vorſtehers.

menmelrheit zum Beigeordneten der Genoſſe

kamen noch 1200 Mk. für Klingelanlagen hinzu.
ſtandſetzun wer für meine Wohnung auch nicht, abgeſehen da
von, daß ich als Magiſtratsdirigent ein gewiſſes moraliſches Recht
r eine Wohnung zu erhalten, die meiner Stellung entſpricht.

ch wäre froh, wenn ich eine kleinere Wohnung bekäme. Auch mir
muß zugebilligt werden, was man Herrn Dr. Ebert zugeſtanden
hat: daß ich ein Arbeits und Empfangszimmer erhalte. Selbſt
die Kommuniſten haben eingeſehen, daß das Oberhaupt einer Stadt
in dieſer Hinſicht gewiſſe Verpflichtungen hat. Ein Jahr habe ich
auf mir geſetzlich zuſtehende Mittel verzichtet, und mit Rückſicht

rauf wurde die Wohnung inſtand geſetzt. Jch bin für völlige
Offenheit, und da kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, daß
man verſuchen will, weil ich Sozialdemokrat bin, mir das Leben ſo
ſchwer wie möglich zu machen. Wenn gleich in der erſten Sitzung
des neuen Stadtparlaments derartige perſönliche Angriffe gegen
den Chef des Magiſtrats gerichtet werden, dann weiß ich nicht, ob
die erhoffte Zuſammenarbeit nicht von vornherein ſehr getrübt
wird. Ob es zudem richtig war, dieſe Angelegenheit in öffentlicher
Sitzung anzuſchneiden, wage ich zu bezweifeln. Wir haben indeſſen
nichts zu vertuſchen. Es ſcheinen doch perſönliche Motive bei der
Einbringung dieſes Antrages mitgeſprochen zu haben. Sie, Herr
Mehliß, waren doch Rechtsvertreter des Herrn Dr. Ebert, der in
dem Streitfall mit dem Magiſtrat bisher unterlegen iſt. Es liegt
alſo Syſtem in dieſem Vorſtoß.

Stadtverordnetenvorſteher Mehliß: Die Ausführungen des
Herrn Oberbürgermeiſters ſind von einem gewiſſen pſychologiſchen
Intereſſe inſoweit, als er dieſe ganze Angelegenheit nur rein per
ſönlich betrachten kann. Von einem großen Teil der Bürgerſchaft
werden ſie aber anders angeſehen. Beſonders von unverbeſſer-
lichen Sozialiſtenfreſſern!)

Die Debatte ſpitzt ſich zu. Auf eine Anfrage des Stadtverord
neten Straſſer (Natl.) erklärt der Oberbürgermeiſter: Der
Magiſtrat hat in dieſer Wohnungsangelegenheit das Jntereſſe der
Stadt gewiß wahrgenommen. Das Haus war total verludert und
in einem geradezu hanebüchenen Zuſtande. Zum Schluß erwähnt
der Oberbürgermeiſter, daß er zum Teil ſchon umgezogen ſei und
weiter umziehen werde.

Eine nochmalige Anfrage des Stadtv. Straſſer bringt zum
Ausdruck, daß es ſich darum handele, feſtzuſtellen, ob der Stadt-
verordneten- Verſammlung ein Recht der Mit-
beſtimmung aus der Hand gewunden ſei.

Erwiderung auf die Rampfanſage des Bürgertums.
Stadtv. Genoſſe Strauß: Die heutige erſte Sitzung hebt ſich

von der erſten der verfloſſenen Periode eigenartig ab. Der da
malige Oberbürgermeiſter Dr. Rieſe erbat von der ſozialdemo-
kratiſchen Mehrheit ein Vertrauensvotum und erhielt es
auch, obwohl die damals nen eingezogenen Arbeitervertreter ſich
noch kein Urteil über ſeine Tätigkeit bilden konnten. Es waren
ſomit erbetene Vorſchußlorbeeren. Der heutigen Sitzung liegt
eine andere Tendenz zugrunde. Die Einführungsrede des neuen
Vorſtehers ließ ja mancherlei Deutungen zu, und man konnte an
die ſpäteren Sitzungen gewiſſe Erwartungen ſtellen. Aber alle
dieſe Erwartungen ſind ſchon heute weit über-troffen. Es iſt menſchlich verſtändlich, wenn auch politiſch nicht
klug, ſich nach zweijährigem ſelbſtverſchuldeten Ausſchluß in der
erſten Sitzung mit einem Brillantfeuerwerk zu umgeben,
das nach außen wirken ſoll. Jnsbeſondere dann, wenn man dabei
berückſichtigt, daß dem neuen Vorſteher juriſtiſche und menſchliche
Eigenſchaften anhaften, die man unter dem Begriff „geriſſen“ ver
ſteht. Sie reden von einer Obſtruktion, obwohl ſie ſich noch
gar nicht gei hat. Sie müſſen demnach doch ſelbſt von Jhrem

orgehen den Eindruck haben, daß es ſehr geeignet iſt, berechtigten
Widerſpruch auszulöſen. Gewiß ſind Sie in der Lage, uns in der
Minderheit durch Beſchlüſſe lahmzulegen, ja vielleicht auch zu
knebeln. Aber ich möchte Jhnen ſchon heute ſagen, daß wir uns
gegen jede Knebelung mit allen nur erdenklichen Mitteln wehren
werden. Sonſt ſtanden Sie auf dem Standpunkt, daß Partei-
politik im Stadtparlament nichts zu ſuchen habe. Heute, wo Sie
in der Mehrheit ſind, pfeift der Wind aus einem anderech Loch!
Sie reden von gegenſeitigem Vertrauen und wider-
ſprechen ſich dabei in Jhren Handlungen. Die hier ſitzenden Ar-
beitervertreter haben die Abſicht, poſitive kommunalpolitiſche Arbeit
zu leiſten, verſchütten Sie durch Jhr Verhalten nicht die Wege
dazu. Jhr heutiges Vorgehen iſt weiter nichts als großangelegte
Rachepolitik. Sie ſind ſelbſt viel zu klug, um nicht zu wiſſen,
daß ſolches Vorgehen für unſer Stadtparlament nicht geeignet iſt,
kommunalpolitiſch poſitive Arbeit zu leiſten. Jm Gegenteil
werden ſich unſere Sitzungen dann ganz anders geſtalten. Glauben
Sie, daß dieſes Jhr Verhalten das richtige ſei, ſo handeln Sie
dangach. Sie übernehmen dann aber gleichzeitig die Verantwortuns
dafür, und ob Sie damit im Sinne der Einwohnerſchaft handeln,
wird ſich ja zeigen.

Dieſe Ausführungen des Genoſſen Strauß, die von der
bürgerkichen Preſſe wie ſollte es auch anders von ſolchen Herr
ſchaften zu erwarten ſein glatt totgeſchwiegen werden, wurden
ohne Widerſpruch aufgenommen.

Die Debatte nimmt dann noch kurz weiteren Verlauf über die
Wohnungsangelegenheit, bis dann Schluß erfolgt.Kurz vor S uß der Verſammlung ſtellt Stadtv. Merzinſki
(KPD.) noch eine Anfrage, die ſich mit der knalligen Heimkehr
der vaterländiſchen Verbände von Halle befaßt. Sie wird nicht
mehr zugelaſſen. Als der Stadtverordnete Föckel (KPD.) die
Geſchäftsführung des Vorſtehers als ſonderbar bezeichnet,
e. vieſer gelaſſen: „Jhre Auffaſſung darüber intereſſiert hier
nicht!

Jntroduktion und Finale dieſes „Melodramas“ waren alſo
„programmäßig“ zugeſchnitten.

Ein „verheißungsvoller“ Anfang, nette Ausſichten eröffnend!
Hoffentlich merkt die Arbeiterſchaft, was ſie mit ihrer Wahl an
gerichtet hat!

Aus dem Gerbſtedter Stadtparlament.
Stadtverordnetenvorſteher, drei Magiſtratsmitglieder ein
ſchließlich Beigeordneter der VSPD., der KPD. und den
Bürgerlichen je ein Mitglied. Die Bürgerlichen lehnen

alle Arbeiten ab.
Am Sonnabend, dem 24. Mai, tagte zum erſten Male das neu

gewählte Stadtparlament. Bürgermeiſter Sonnenburg
brachte in ſeiner Eröffnungsrede in markigen Worten zum Aus-
druck, daß der Wahlkampf, welcher gerade in Gerbſtedt von allen
Parteien mit beſonderer Heftigkeit geführt iſt, nun ver ſein
ſoll, und forderte auf zur gemeinſamen Arbeit zum ohle der
Stadt. Dann wurde dem Älterspräſidenten Stadtv. Garz der
Vorſitz übertragen. Auch Garz ermahnte nochmals, gemeinſam
zum Wohle der Stadt zu arbeiten. Fedoch zeigte ſich ſpäter, daß
die Worte des Bürgermeiſters und des Stadtv. Garz bei den Bür-
gerlichen kein Gehör gefunden hatten. Nun wurde zur Wahl
des Bureaus übergegangen. Geſpannt und mit großer Auf
merkſamkeit ruhten die Augen der großen Zahl der Zuhörer (der
kleine Ratskellerſaal war überfüllt) auf den Neugewählten, in Er-
wartung was da kommen ſollte. Es wurden gewählt Genoſſe

öher iſt der Jn

Knopf (VSPD.) zum Siadtverordnetenvorſteher, Fügner
(KPD.) zum Stellvertreter, Breitenbach (national) Schrift-

i Stellvertreter. Dann wurde zurax z (Jnvalidenbund) Stell e wen v Sike
Zober (VSPD.),

nach Verhältniswahl als Magiſtratsmitglieder die Genoſſen
Hahn und Meißner (VSPD.), Roſenberg (KPD.), Köh-
ler (national, der kommende Mann!)

führer, dMagiſtratswahl übergegangen.

rüſtung

daß zur gemeinſamen Arbeit nur die Linke bereit war. denn gls dieBürgetlichen mit vorgeſchlagen ergriff der c
Bergmann B S enba 4 da c und rn die
menen atswahlen eine glat ergewaltigung. e Natio-
nalen lehnten deshalb jede Mitarbert ab. (Bewegung und Ent-

im nNachdem ſis er Sturm wieder gelegt hatte, verſuchte die Linke
nochmals eine gemeinſame Arbeit herbeizuführen, jedoch die
„Männer der Tat“ blieben bei ihrer Ablehnung. Nunmehr er
klärte ſich die Linke bereit, die geſamte Arbeit allein zu über
nehmen. Sollte es auch unſeren Genoſſen ſchwerfallen, die außer
ordentlich viele Arbeit zu leiſten, ſo wird ſich in Zukunft doch
zeigen, daß ſie das Wohl der Stadt, ſowie das Wohl der geſamten
werktätigen Bevölkerung im Auge hat. Darum ran an die Arbeit

Die Gewerbeſteuer.

Eisleben, 24. Mai.
Die Nachrichtenſtelle des Magiſtrats Eisleben erſucht uns um

Veröffentlichung des nachſtehenden Artikels:
Ueber die neue Form der Gewerbeſteuer, wie ſie durch die Ver

ordnung über die vorläufige Regelung der Gewerbeſteuer vom
23. November 19283, die Ergänzungsverordnung dazu vom
16. Februar 1924 und durch die vorläufigen minriſteriellen Richt-
linien vom 31. März 1924 gegeben iſt, ſcheint noch eine gewiſſe Un
klarheit zu beſtehen. Das Stadtſteueramt glaubt aus beſtimmten
Beobachtungen heraus das Nachfolgende zur Erläuterung beitragen
zu können.

Vom 1. April 1924 an ſind gleichzeitig mit den Voraus-
zahlungen auf die Einkommen bzw. Körperſchaftsſteuer Voraus-
zahlungen auf die Gewerbeſteuer zu leiſten. Die erſte Zah
lungwar fällig am 10. April. aber erſt am 25. April
die Stadtverordnetenverſammlung ſich mit der endgültigen Ver
abſchiedung der Zuſchläge zur Gewerbeſteuer befaßte, begann die
ordentliche Erhebung für den Monat April, die eigentlich bereits
am 10. April erfolgen mußte, erſt mit dem 28. April. Mittler
weile rückte der 10. Mai heran, der Tag, an dem diejenigen Ge
werbetreibenden, die monatlich Vorauszahlungen auf die Ein
kommen oder Körperſchaftsſteuer entrichten, auch wieder die Vor
auszahlungen auf die Gewerheſteuer zu leiſten hatten.

Die im April in der Einziehung der Steuern entſtandene un-
freiwillige Verzögerung darf nicht Veranlaſſung ſein, in den fol
genden Monaten mit ähnlichen Verzögerungen zu arbeiten. Es
liegt im Jntereſſe des Gewerbeſteuerpflichtigen, die Fahre
termine pünktlich einzuhalten. Um zu verhindern, daß infolge
verſpäteter Zahlungen ſchließlich der 8 202 der Reichsabgaben
ordnung, der in ſolchen Fällen Erzwingungsſtrafen androht, zur
Anwendung gelangen muß, mögen dieſe Zeilen für diejenigen Ge
werbetreibenden, die ihrer Steuerpficht noch nicht nachgekommen
ſind, als wohlmeinende Mahnung aufgefaßt werden.

Noch einige Bemerkungen über die Steuer ſelbſt.
Die Vorauszahlungen zur Gewerbeſtener ſind entweder monait-

lich oder vierteljährlich zu entrichten, je nachdem der Steuer-
pflichtige ſeine Vorauszahlungen zur Einkommen- oder Körper-
ſchaftsſteuer leiſtet. Bei monatlichen Zahlungen gilt als Termin
der 10. jeden Monats, bei vierteljährlichen Zahlungen der 10.
im erſten Monat des Quartals. Die Vorauszahlung auf die
Gewerbeertragsſteuer beträgt 500 Prozent des Steuergrund-
betrags; für Schankgewerbe und Zweigniederlaſſungen 20 Proz.
mehr. Der Steuergrundbetrag beträgt 10 Prozent desjenigen Be
trages, der als Vorauszahlung auf die Einkommen- oder Körper-
ſchaftsſteuer zu zahlen iſt. Da in unſerer Stadt 500 Prozent an
Zuſchlag erhoben werden, kann die Rechnung noch einfacher auf
geſtellt werden. Sie beträgt für die Vorauszahlungen zur Ge
werbeſteuer immer 50 Prozent oder die Hälfte der Einkommen-
ſteuer-Vorauszahlungen aus dem Gewerbebetrieb. Der Berech-
nung zugrunde liegt ſtets der Vormonat oder das verfloſſene
Quartal. Beiſpiel: Für die monatliche Zahlung (April) diente
die Einkommenſteuer- Vorauszahlung des Monats März, für die
Vierteljahrs Vorauszahlung April Juni die EinkommenſteuerVorauszahlung Januar März als Grundlage.

Gleichzeitig mit der Zahlung iſt eine Voranmeldung nach dem
vorgeſchriebenen Vordruck an die Stadtſteuerkaſſe einzureichen.
Dieſe Vordrucke ſind nach Möglichkeit den Steuerpflichtigen erſt
malig zugeſandt worden. Die weiteren Vordrucke können gegen
Entrichtung von 5 Pf. je Stück im Stadtſteueramt bezogen werden.
Bei nicht rechtzeitiger Abgabe der Voranmeldung oder nicht recht
zeitiger Zahlung kann die Feſtſetzung der Steuerſchuld durch den
Gewerbeſteuerausſchuß nach freiem Ermeſſen erfolgen.

Neben der Gewerbeertragsſteuer wird eine Lohnſummenſteuer
erhoben. Die Lohnſummenſteuer beträgt 1 Prozent der gezahlten
Bruttogehälter und Löhne. Der Berechnung zugrunde liegt eben-
falls der Vormonat. Die Lohnſummenſtenuer iſt in fedem Falle
monatlich zu entrichten.

VSPD. Eisleben. Die Mitglieder des Ortevereins treffen ſich
mit ihren Kindern zur Teilnahme eines gemeinſamen a am
Himmelfahrtstage morgens 9 Uhr an der Gerichtslaube (Funkſtraße).
Das Endriel der Wanderung ſoll Bornſtedt (Burgruine) ſein. Dort-
ſelbſt Treffen mit der SAJ., welche allen, groß wie klein, einige
fröhliche, genußreiche Stunden bereiten wird. Wie wir hören, werden
auch der Freie Männerchor ſowie der Frauenchor ihre Wege nach
dort lenken, ſo daß wohl ein jeder Teilnehmer auf feine Rechnung

kommen wird. Der Vorſtand.Kreistag des Mansfelder Seekreiſes. Am 4. Juni tritt in
Eisleben der Kreistag des Mansfelder Seekreiſes zuſammen, um u. a.
Stellung zu nehmen zur Schaffung einer Seuchenbaracke am Kreis
krankenhauſe in Gerbſtedt, zum Erlaß einer Getränkeſteuerordnung,
zum Erlaß einer neuen Satzung für die Kreisberufsſchulen, zum
Haushaltpian für 1924 und zur Eingemeindung des Gutsbezirks
Schraplau in den Stadtbezirk Schraplau.

Ueberfall. Am I wurde der Bergmann Friedrich
Stahlberg aus Eisleben, der auf ſeinem Fahrrad nach Eisleben zurück
fahren wollte, dei Unterfarnſtedt von mehreren Leuten überfallen und

ihm das Rad entriſſen. eEin tködlicher Unglücksfall hat ſich Freitag nachmittag in Eisleben
an der Ecke Wilhelm BeinertStraße und Obere Parlſtraße un
mittelbar neben dem Leuſchner- Denkmal zugetragen. Um dieſe Zeit
kam der Maurer Oertel auf einem Motorrade, das von ihm ge
lenkt wurde, mit einem Beiſitzer die WilhelmBeinertStraße entlang
und bog in die Obere Parkſtraße ein. Er nahm die Kurve nicht
kurz genug und fuhr einem mit Erde beladenen Laſtwagen, der vom
Neubau des Ältersheimes her kam, direkt in die Pferde. Jnfolgedeſſen kam er zu Fall und unter das linke Vorderrad des Wagens
zu liegen, das ihm über den Kopf fuhr, dex zertrümmert wurde.
Beiſitzer kam mit dem Schreck davon. Der Laſtwagen fuhr vor
ſchriftsmäßig auf der rechten Straßenſeite, ſo daß ſeinem Führer
wohl keine Schuld beigemeſſen werden kann. Oertel fuhr ein ſchnelles
Tempo. Augenzeugen hatten den Eindruck, als ob er die Technik
ſeines Motorrades nicht ſicher beherrſcht habe. Bedauerlich war, daß
der Verunglückte wegen Mangels eines Krankenantos längere Zeit
auf dem Straßen er liegen mußte.

Hettſtedt. Aufgehobene Poſtagenturen. Die Poſtagenkuren

W v r werdehoben. Von dieſem Zeitpunkt an ren diAndorf Oberwiederſtedt und Arnſtedt zum Landbeſtellbezirk des

Poſtamts Hettſtedt. Schtf h SGrokörner. Das Ergebnis der Schöffenwahl war folgendes: 1. Schöffe Sogerhalker Halle in Molmeck 2. Schöffe Fleiſcher
meiſter Ferber in Großörner, Hilſsſchoſſe Schloſſer Winter in
a Die Liſte Halle erhielt von 18 abgegebenen Stimmen
7, die Liſte Ferber 6 Stimmen. Kand Seüens der

Burgörner. Der neue Gemeindevorſtand. enWeyer r r e je 5 uvorſte tadtſekretär Bergholz (Man als 1. Schaſſiſtent Bruno Schulze, als 2. Schöffe Naturheilkundiger Wil
ſeinerzeit Herrn Dr. Ebert bewilligt haben.

Damals, im Januar 1921, beliefen ſie ſich auf 10 143 Mk.; dann Bei den nun folgenden Wahlen der Kommiſſionen zeigte es ſich, Trippler jun.
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Gewerkſehaſtsbewegung.
Der Kieſenkampf im Bergbau.

Die Verhandlungen disher ergednislos.

Berlin, 27. Mai. (Eig. Drahtbericht.)
Montag vormittag 10 Uhr begannen im Reichsarbeitsminiſte

rium unter dem Vorſitz von Dr. Syrup, Präſident der Reichs
arbeitsverwaltung, die vom Reichsarbeitsminiſter angeordneten

handlungen zur Beilegung der Ausſperrung der Bergarbeiter.
Die Zechenbeſitzer verlangen nach wie vor die Einhaltung des
„Schiedsſpruches“, der die Schichtzeit der Bergarbeiter unter Tage
um eine Stunde, auf acht Stunden, bis zum 1. Juni 1925 ver
längert, die der Arbeiter über Tage auf 10 Stunden bis 78 Stun-
den die Woche, ohne jede Sonderentſchädigung, vhne Möglichkeit,
zur normalen Arbeitszeit zurückzukehren, ſobald wieder normale
Zuſtände eintreten. Gerade auf die beiden letzten Umſtände weiſen
i ter der Bergarbeiterverbände mit beſonderem Nachdruck
hin. Die Verhandlungen führten bisher zu keinem Ergeb-
nis. Sie ſollen heute fortgeführt werden.

e

Wie es ſcheint, haben auch die gegenwärtigen Verhandlungen
wenig Ausficht, ein praktiſches Ergebnis zu zeitigen. Die Zechen-
beſitzer haben den Bergbau ſtillgelegt, und damit nicht allein die
Gefahr einer wirtſchaftlichen Kataſtrophe heraufbeſchworen, ſon
dern auch außenpolitiſche Komplikationen möglich gemacht. Sie
wollen die Arbeitszeit im Bergbau und in ganz
Deutſchland verlängern. Sie wollen ſich nicht damit
begnügen, daß die Bergarbeiter, ſolange die Notlage des Ruhx-
bergbaues durch die Micumverträge beſteht, freiwillig Ueberarbeit
leiſten, die entſprechend gewertet und befriſtet wird. Die Berg-
arbeiter ſind von den Zechenbeſitzern widerrechtlich ausgeſperrt
worden. Man will ſie durch den Hunger zwingen, ſich dem Macht-
gebot der Zechenbeſiter zu beugen. Die Bergarbeiter aber wollen
ſich nicht beugen. Als die Zechenbeſitzer vor drei Wochen dieſe
Ausſperrung vornahmen, glaubten ſie, daß die ausgehungerken,
unterbezahlten Bergarbeiter nach acht, höchſtens vierzehn Tagen
zu Kreuze kriechen werden. Genau ſo haben die Werftbeſitzer ge
rechnet, als fie im Februar die Werftarbeiter ausſperrten. Die
Werftarbeiter haben aber dreizehn Wochen widerſtanden
und ſind erſt in die Werften zurückgekehrt, als man den Acht-
ſtundentag wieder als den normalen Arbeitstag anerkannte und
die Ueberarbeit entſprechend bewertet und befriſtet hat. Wenn die
Zechenbeſitzer heute noch glauben ſollten, daß die Bergarbeiter, wie
der Schiedsſpruch, der nun wieder gefällt werden ſoll, auch aus
fallen mag, in wenigen Tagen durch den Hunger gezwungen zu
den Bedingungen der Unternehmer in die Schächte zurückkehren
werden, dann geben ſie ſich einer ſchweren Täuſchung hin.
Die Solidaritätsaktion kommt nun in Gang. Sie wird den Berg-
arbeitern geſtatten, ſo lange zu widerſtehen, bis der Machtkoller
der Zechenbeſitzer vernünftigen und menſchlichen Erwägungen Platz
gemacht haben wird.
richter ſich bisher der Schreckensherrſchaft der Zechenbeſitzer ge-
beugt haben, die Bergarbeiter werden ſich nicht
beugen.

Auswirkungen des Ruhrſtreiks.
Dresden, 27. Mai. (Eig. Drahtbericht.) Jnfolge der an

haltenden Kohlenknappheit durch den Bergarbeiterſtreik haben
verſchiedene große ſächſiſche Betriebe, beſonders der Textil- und
Metallinduſtrie, geſchloſſen bzw. Verkürzungen der Arbeitszeit
durchgeführt. Das Elektrizitätswerk Freithal, das große Jn
d e mit ekektriſchem Strom verſorgt, wird vorausſichtlich
am Dienstag wegen Kohlenmangel ſtillgelegt werden. Die Lage
im ſächſiſchen Kohlenbergbau hat durch die Maſchiniſten und
Heizer, die wieder aus den Betrieben gehen, da der geforderte
Stundenlohn von 70 Pf. abgelehnt wurde, eine gewiſſe Ver
ſchärfung erfahren. Die Ausführung der Notſtandsarbeiten in
den Werken wird notdürftig aufrechterhalten.

Unterbindung der Kohblentransporte nach Deutschland.

Brüſſel, 27. Mai. (Eig. Drahtbericht.)
Das Exekutivkomitee der Bergarbeiter Internationale hat die

ausländiſchen Landesdelegierten der Bergarbeiter- Internationale
beauftragt, ſich ſofort mit den Transportarbeiterverbänden in Ver-
bindung zu fetzen, um die Frage der Unterbindung ſämt-
licher Kohlentransporte nach Deutſchland zur
wirkfamen Unterſtützung der deutſchen Bergarbeiter zu erörtern.
Die Bergarbeiter Internationale will mit der Jnternationgle der
Transportarbeiter gemeinſam Maßnahmen zur vollkomme-
nen Stillegung der Kohlentransporte naDeutſchland beragten. 9

Eine Mahnung 2ur Vernunft.
Die „BergarbeiterZeitung“ ſchreibt in einer Sonderausgabe:

„Die Lage im Ruhrgebiet drängt mit aller Macht zu einer
baldigen poſitiven Entſcheidung. Die letzten Mög
lichkeiten, den Konflikt ohne allzu große Schädigung für die
Wirtſchaft zu löſen, haben die Zechenherren ungenutzt vorüber

laſſen. Die Unternehmer ſind des Glaubens, daß die
uhrbergarbeiter infolge Hungers recht bald zu Kreuze kriechen

müßten. Weiter ſind ſie der Hoffnung, daß es den ſogenannten
radikalen Elementen in Kürze gelingen werde, die Bergarbeiter
maſſen aus den Händen der Verbandsführer gleiten zu laſſen.
Sje warten darauf, daß die bis heute vorbildlich wirkende Einheits-
front von den kommuniſtiſch-unioniſtiſchen Phraſenhelden zer-
ſchlagen wird. Mögen die Regierenden in Berlin erkennen, daß
im Ruhrgebiet keine Zeit mehr verlorengehen darf. Wird den
ſchwerinduſtriellen und bolſchewiſtiſchen Kataſtrophenpolitikern
nicht bald und energiſch der Weg verſperrt, dann kann es in
dieſem Revier zu Ereigniſſen kommen, die noch Jahrzehnte hin-
durch ihren Schatten auf die Entwicklung unſeres ſchwer ringenden
Volkes werfen müſſen. Dieſe Mahnung rufen wir der Regierung
87 in dem Bewußtſein, daß hinter ihr Hunderttauſende redlicher,

aver Bergarbeiter ſtehen, die allen Schickſalsſchlägen zum Trotz
den Kopf klar halten und den Willen zum Sieg bis zur
letzten entſcheidenden Stunde in ſich tragen werden.“

Metallarbeiterverſammlung. Morgen, Mittwoch, den 28. Mai,
abends 228 Uhr, findet, wie aus dem Anzrigenteil erſichtlich iſt,
im „Volkspark“ eine wichtige Mitgliederverſammlung ſtatt. Da
das jetzige Lohnabkommen bereits am 30. Mai abläuft, muß die
Mitgliedſchaft zu neuen Lohnforderungen Stellung nehmen.
Außerdem ſind ſehr wichtige Verbandsange legenheiten zu erledigen.
Die Verwaltung erwartet einen guten Beſuch der Verſammlung.

VSPD.Metallarbeiter. Freitag, den 29. Mai, abends 75 Uhr,
Sitzung im „Gewerkſchaftshaus“. Erſcheinen ſämtlicher Kollegen
iſt dringend notwendig.

Einigkeit macht ſtark!
(Von unſerem Sonderkorreſpondenten.)

Kiel, 24. Mai. (Eig. Drahtbericht.)
Die Ausſperrung auf den Seeſchiffswerften, die nahezu ein

Vierteljahr und auf der Kruppſchen Germaniawerft in Kiel fünf-
zehn Wachen dauerte, hat ihr Ende erreicht. Wenn auch bisher
nur bei Blohm u. Voß in Hamburg und einigen kleineren Werften

Wenn die Regierung, wenn die Schieds-

ten die Differ noch beſte 2beigelegt ſein. o nicht der Mangel an Auf die in einelnen Werften an der Unterweſer, in Stettin und vor allem inr das P hglich macht, werden bald alle Arbeiter wieder

v ſchäftigt ſein.Die S d uſtrietlen haben alle Urſache, die Dinge
nicht nochmals auf die Spitze zu treiben. Schätzen ſie doch ſelbſt
den Schaden, den die geſamten Seeſchiffswerften durch die Ein
ſtellung der Arbeit wöchentlich erlitten haben, auf 3 Millionen
Goldmark. Eine ſehr große Anzahl Aufträge die filr die deut
ſchen Werften beſtimmt waren, ſind ins Ausland gegangen. Skan
dinaviſche, engliſche und holländiſche Werften haben angeſpannt zu
tun gehabt, ſolange der Kampf in Deutſchland dauerte. Die Kieler
Werften verloren alle Reparaturarbeiten, die infolge der Eis-
ſchäden in der Oſtſee notwendig waren. Sie gingen nach Skan-
dinavien, das, wenn die Werften in Kiel in Betrieb ſind, einen
großen Teil ſeiner Schiffsſchäden hier reparieren läßt.

Wollen die Werften nicht noch mehr Schaden erleiden, ſo müſſen
ſie alles tun, um die noch beſtehenden Differenzen beizulegen.
Denn ſie ſind zum großen Teil mit Aufträgen überhäuft, einzelne
auf Jahre hinaus. So war die Kruppſche GermaniaWerft in
Kiel ſeit Wochen gezwungen, Streikarbeiten in der Tſchechoſlowakei
und in der Pfalz anfertigen zu laſſen. Nicht ohne Grund haben
die Werften im Verlaufe des Streiks unter Zuſage geringer Lohn-
aufbeſſerungen wiederholt verſucht, die Arbeiter in die Betriebe
zu locken. Es fanden ſich aber in den meiſten Betrieben gar keine
und in einzelnen ſo wenig Streikbrecher, daß mit ihnen beim
deſten Willen nichts anzufangen war.

Das hatte zweierlei Gründe. Einmal betrug der Wochenlohn
bei achtſtündiger Arbeitszeit vor dem Kampf nach allen Abzügen
etwa 12 bis 14 Mk. Zu verlieren war alſo durch den Streik wirr-
lich nichts, um ſo weniger als in geradezu muſtergültiger Weiſe
für die Familien der Streikenden, vor allen Dingen für die vielen
Kinder, geſorgt war. Jn Hamburg wurde die Notſpeiſung,
die den Erwerbsloſen ſeit langer Zeit für 15 Pf. ein Mittageſſen
liefert, in den Dienſt der Familienſpeiſung geſtellt. Jn allen
übrigen Werftorten gab es Freitiſche für die Kinder der
Aus geſperrten in den Arbeiterhäuſern, die von der Be-
wegung nicht betroffen waren. So erhielten z. B. in Kiel täglich
10 000 Kinder ausgeſperrter Werftarbeiter durch Maſſenſpeiſung
oder an Tiſchen anderer Familien freies Mittageſſen. Die vielen
Arbeiter oder Bürgerfamilien, die Kinder zu ſich luden, erhielten
keinerlei Entſchädigung. Die Maſſenſpeiſung wurde finanzfkert
durch Sammlungen der gewerkſchaftlichen Organiſationen, durch
die 70 000 Goldmark aufgebracht wurden. Wenn die Maſſen-
ſpeiſung möglich wurde ſo haben auch die Landarbeiter ein
ſehr weſentliches Verdienſt daran. 400 Kinder waren auf dem
Lande untergebracht. Landarbeiterorganiſationen aus 35 Orten
belieferten die Kieler Küchen fortlaufend mit großen Mengen
Lebensmitteln, wie Brot, Mehl, Grütze, Kartoffeln, Erbſen, Speck,
Fleiſch, Eiern uſw. Aber auch die Geſchäftswelt in den Werft-
orten, die unter dem langen Kampf ſchwer zu leiden und dke
Schuld der Werftinduſtriellen erkannt hatte, ſtellte zum Teil an-
ſehnliche Mengen Lebensmittel zur- Verfügung.

Das Gefühl, die Kinder vor Hunger geſchützt zu wiſſen, hob
natürlich die Widerſtandskraft der Ausgeſperrten und mußte alle
Verſuche der Werftdircktoren, die Abwehrfront der Arbeiterſchaft
durch geringe Lohnerhöhungen zu erſchüttern, ſcheitern laſſen. Die
Unternehmer, die, als ſie die Werftarbeiter ausſperrten, glaubten,
die Organiſationen ſeien ſo geſchwächt, daß ſie zu einem Abwehr-
ſtreik von ſo großem Umfange nicht fähig wären, haben ſich arg
getäuſcht. Die Gewerkſchaften behielten den Streik feſt in ihren
Händen, ſo daß ſich alle Unorganiſiertem ihrem Willen unter
ordneten und es auch den Kommuniſten nicht möglich war, Ver-
wirrung anzurichten. Der Kommuniſten einziger Vorteil war der
Gewinn einiger tauſend Stimmen bei den Wahlen, die ihnen ohne
Werftarbeiterausſperrung ſicher nicht zugefallen wären.

Der finanzielle Ertrag befriedigt natürlich nicht. Eine Lohn-
erhöhung von etwa 15 Pf. pro Stunde, wodurch der Lohn in Ham
burg für gelernte Arbeiter auf 53 bis 57 Pf., in Kiel auf 46 bis
50 Pf. kommt und 9 Pf. Zuſchuß für die neunte Arbeitsſtunde,
die bis zum 31. Januar 1925 geleiſtet werden ſoll, iſt bei den
teuren Lebensverhältniſſen an der Waſſerkante bitter wenig. Aber
der Kampf bedeutet doch einen Erfolg für die gewerkſchaftlichen
Organiſationen. Er hat den Unternehmern gezeigt daß die
G cewerkſchaften trotz der ſoeben überſtandenen Jnflations-
periode aktionsfähig ſind und ihnen ſo großen Schaden
zugefügt daß ſie ſich hüten werden, die Arbeiterſchaft nochmals fo
zu provozieren, wie ſie das im verfloſſenen Frühjahr getan haben,
indem ſie ihnen 3 Pf. Stundenlohnzulage anboten und den neun-
ſtündigen Arbeitstag ohne jede Entſchädigung fitr die neunte
Stunde durchzuſetzen bemüht waren.

Kommunale Runalchau.
Die preußiſche Verwaltungsreform.

Münſter, 27. Mai. (Eig. Drahtbericht.)
Jm Sitzungsſaal des Rathauſes in Münſter trat am Montag

der Hauptausſchuß des Preußiſchen Städtetages zu
einer zweitägigen Verhandkung zuſammen. Die Tagung diente
der Beratung der preußiſchen Verwaltungsreform, der Schulfrage
und ihrem Verhältnis zur Selbſtverwaltung der Gemeinden. Vor
Eintritt in die Tagesordnung gab der Vorſitzende Oberbürger-
meiſter Böß (Berlin) ſeiner Genugtuung darüber Ausdruck, daß
die Volksabſtimmung in Hannover zu einem Sieg des preußiſchen
Gedankens über den Partikularismus geführt hat. Der Haupt
ausſchuß des Städtetages nahm einſtimmig und unter lebhaften
Beifallskundgebungen eine Entſchließung an, daß auch der Städte-
tag es freudig begrüßt, daß die preußiſchen Städte in Hannover
bei der Volksabſtimmung treu zu Preußen und zum Reiche ge
halten haben. Zur Frage der preußiſchen Verwaltung s-
reform ſprach Bürgermeiſter Plautmann. Er erwähnte
den dem Staatsrat dieſer Tage zugegangenen Geſetzentwurf über
die Uebereinſtimmung der preußiſchen Verwaltung. Der Referent
ging von der Vorausſetzung aus, daß grundſätzlich eine großzügige
Reform der gegenſeitigen Verwaltung der Länder von Reichs
wegen verlangt werden müſſe und daß beſonders in Preußen die
augenblicklich Duplizität der mittleren Jnſtanzen in der Ver-
waltung zu beſeitigen ſei. Der Geſetzentwurf an den Preußiſchen
Staatsrat könne in keiner Weiſe den Anforderungen genügen, die
a Standpunkt der Städte an deren Reform geſtellt werden
müſſen.

Jn der Debatte kam faſt einmütig der Unwille darüber zum
Ausdruck, daß der Preußiſche Landtag ſich nicht dazu aufſchwingen
kann, die wichtige und grundlegende Verwaltungsreform ſchneller
zu verwirklichen. Nach einer längeren Ausſprache wurde grund-
ſätzlich beſchloſſen, den vorliegenden Geſetzentwurf als ungerignet
abzulehnen und eine grundlegende radikale Reform der Ver-
waltung auf der Grundlage zu fordern, daß die Jnſtanz des
Regierungspräſidenten in Preußen generell abge
ſchafft werde. Der Hauptausſchuß beſchloß, eine Kommiſſion
einzuſetzen, die eine Reſolution in dieſem Sinne zu dem vor-
liegenden Geſetzentwurf der Diensiag-Tagung vorlegen ſoll. An
ihrer einmütigen Annahme iſt nach dem Ergebnis der Beratungen
reom Montag nicht zu zweifeln.

Unmittelbar anſchließend an die Tagung des Hauptausſchuſſes
des Preußiſchen Städtetages in Münſter findet die Mitglieder
verſammlung des Vereins für Kommunal wirtſchaft
und Kommunalpolitik in Godesberg am Rhein ſtatt.
Außer geſchäftlichen Angelegenheiten ſtehen auf der Tagesordnung
Referate des Oberbürgermeiſters Dr. Moſt über die künftige
Wirtſchaft und Wirtſchaftspolitik des Deutſchen Reiches und die
Einſtellung der Städte dazu, des Kieler Stadtrats Dr. Hahn
über die Bekämpfung der Wohnungsnot in den euro

päiſchen Ländern nach dem Kriege, des Miniſterialrats Moll
über die Entwicklung der Selhſtverwaltung ſeit 1918. Die Ver-

anſtaltung iſt die erſte größere im beſetzten Gebiet. Am 13. Juni
die Arbeiter reſtlos wiederein geſtellt ſind, ſo dürf- hält der Reichsſtädte und ſeine Tagung in Goslar ab.

recht badd Nach den Neuwahlen der Stadtparlamente.
Die Vorſteherwahlen haben in einer ganzen Reihe der

neugewählten Stadtverordnetenverſammlungen nun ſtattgefunden.
Trotzdem die Sozialdemokratie überall einen zahlenmäßig nich:
unbedeutenden Rückſchlag erlitten hat und infolgedeſſen an vielen
Orten die Arbeitermehrheit verloren gegangen iſt, wurden doch

überall die r orſteher wiedergewähltDie Kommuniſten en freilich getreu der neuerdings von ihnen
eingeſchlagenen Taktik, in der Sozialdemokratie den gefährlichſten
Gegner zu ſehen, faſt nirgends unſeren Vertretern ihre Stimme

egeben. Wenn trotzdem die Sozialdemokratie als ſtärkſte Partei
überall ihren Anſpruch auf Führung, auch gegen die Bürgerblock
elüſte durchzuſetzen vermag, ſo iſt das nicht nur auf die Zer-en und Uneinigkeit des Bürgertums zurückzuführen.

indeſtens ebenſoſehr kommt darin auch die Anerkennung
Ausdruck, die den ſozialdemokratiſchen Fraktionen auch von Geg-
nern nirgends vorenthalten werden kann. Auch in der Minderheit
bleibt die Sozialdemokratie gerade in der Gemeindepolitik die-
jenige Partei, die, dank ihrem Programm und dank ihrer Praxis,
wenn auch noch ſo widerwillig, ſelbſt. von Gegnern anerkann;
werden muß.

Engliſche Kredite für ſächſiſche Gemeinden. Ein engliſcher
Konſortium hat für die ſächſiſchen Städte mit Dresden Verhand-
lungen über Kommunalanleihen geführt. Nach dem vorläufigen
Ergebnis ſoll ſächſiſchen Gemeinden ein Anleihekredit in Höhe
von 50 illionen Goldmark überlaſſen werden. Die Stadt
Dresden ſoll dabei als Vermittlerin und Kreditgeberin für die
ſächſiſchen Gemeinden auftreten

Weſermünde. Der Hannoverſche Provinziallandtag ſtimmte
gutachtlich der Vereinigung der beiden Unterweſerſtädte Geeſte-
münde und Lehe zu einer neuen Stadtgemeinde Weſermünde zu.
Jn der Debatte wurde mitgeteilt, daß die Stadtverordnetenver-
e er Städte auch in der neuen Zuſammenfetzung

ieſe Vereinigung wünſchen.

Genoſſenſchaftliches.
Mitteldeutſcher Genoſſenſchaftstag.

Genoſſenſchaftlicher Aufbau oder Benutzung der Genoſſenſchaften
für politiſche Zwecke.

Jn Holzminden tagte am 25. und 26. Mai der Verbands-
tag mitteldeutſcher Konſumvereine. Aus dem Geſchäftsbericht und
den Referaten ging hervor, unter welchen ſchwierigen Verhältniſſen
die Genoſſenſchaften in der zurückliogenden Zeit zu arbeiten hatten.
Es gelte deshalb, die kommende Zeit für den Wiederaufbau zu
benutzen. Rege Mitarbeit aller Genoſſenſchaftler ſei notwendig,
wenn für die Zukunft die Genoſſenſchaften vorbildlich wirken
wollen. Die Genoſſenſchaften dienen lediglich wirtſchaftlichen
Zwecken, ſie ſollen dafür ſorgen, der arbeitnehmenden Bevölkerung,
die heute ganz beſonders in wirtſchaftlicher Not iſt, durch Beſchaf
fung preiswerter und guter Lebensmittel das Leben einigermaßen
erträglich zu machen. Aber nur durch Selöſthilfe kann dieſes Ziel
erreicht werden; es muß deshalb dafür geſorgt werden, daß den
Genoſſenſchaften die notwendigen Betriebsmittel zur Verfügung
eſtellt werden. Politiſche Fragen müſſen ausſcheiden. Es kei

halb notwendig, ſich mit aller Schärfe gegen die kommuniſtiſchen
Theſen zur Genoſſenſchaftebewegung zu wenden, da dieſe lediglich
Parteizwecken dienen. die Genoſſenſchaftsbewegung in den Hinter-
grund ſtellen und politiſch Andersdenkende der Genoſſenſchafts-
bewegung fernzuhalten. Auch nach den geſetzlichen Beſtimmungen
dürfen die Konſumvereine ſich mit politiſchen Fragen nicht Se
faſſen. Die Konſumvereine, die die Genoſſenſchaftsbewegung
lediglich kommuniſtiſchen Zwecken dienſtbar machen, müßten auf
das entſchiedenſte gewarnt werden, wenn nicht dieſe Vereine der
Auflöſung anheim fallen ſollen. Das würde Tauſenden wen
Genoſſenſchaftlern zum Schaden gereichen. Aber auch der Zentrak
verband und die Reviſionsverbände dürfen ſich die Treibereien der
Kommuniſten nicht länger gefallen laſſen, wenn ſie nicht ſelbſt mit
dem Geſetz in Konflikt kommen wollen. Die Fleiſchverſorgung der
Genoſſenſchaftsmitglieder ſtand ganz beſonders im Vordergrunde
der Referate ebenſo die Beſteuerung der Genoſſenſchaften. Pflicht
der Genoſſenſchaften iſt es, für eine ausreichende Ernährung der
arbeitnehmenden Bevölkerung zu ſorgen und weitere Steuerlaften
abzuwehren.

Die Ausſprache war zum Teil ſehr erregt, weil die überwiegend
Mehrheit der Konferenzteilnehmer auf dem Standpunkt ſtand, daß
man praktiſche Genoſſenſchaftsarbeit leiſten müſſe, während die
kleinere kommuniſtiſche „Oppoſition“ der Anſicht war, für die
Kommuniſtiſche Partei Propaganda machen zu müſſen. Müller
vom halliſchen Konſumverein brachte das offen zum Ausdruck,
dem er erklärte, die Genvſſenſchaften ſollten ebenſo wie die Ge
werkſchaften unter das Diktat der Kommuniſtiſchen Partei geſtellt
werden. Jm allgemeinen lohnt es ſich nicht, auf die Ausführungen
der kommuniſtiſchen Delegierten einzugehen, da keiner von ihen
ſoviel Verantwortungsgefühl aufbrachte, um zu erklären, auch der
Genoſſenſchaftsbewegung dienen zu wollen. Nur die ſattſam be
kannten Phraſen, Verdrehungen und Verleumdungen genoſſen
ſchaftlicher Führer wurden unter dem Proteſt der Konferenztzil-
nehmer in die Verſammlung geſchleudert. Auf die Nöte der Be
noſſenſchaftsbewegung und beſonders des halliſchen Konſumvercin
gingen dieſe, keine Verantwortung zeigenden Herren nicht ein.
Genoſſe Deininger (Halle) mußte deshalb den halliſchen am
muniſtiſchen Delegierten manch bittere Wahrheit ſagen, ohne daß
ſeine Ausführungen widerlegt werden konnten. Auffällig war
auch hier wieder, daß der kommuniſtiſche Genoſſenſchaftsſekretär
Mendorf nicht in das gleiche Horn blies wie ſeine halliſehen
Freunde. Es ſcheint, daß dieſen Herrn, der als Sekretär an ver
antwortungsvoller Stelle ſteht, ſchon jetzt das böſe Ge-
wiſſen drückt, weil er einſieht, daß die Genoſſenſchaftsbewegng
zugrunde geht, wenn man ſie der Kommuniſtiſchen Partei unirr-
ſtellt. Dieſer Gegenſatz zu ſeinen kommuniſtiſchen Freunden wurde
in Holzminden einwandfrei feſtgeſtellt. Hoffentlich erreicht ſhn
nicht das Schickſal mancher anderer, indem er wegen ſeiner Ais-
führungen in Holzminden vor das Parteigericht geſtellt werd.
Müller (Halle) erdreiſtete ſich ſogar zu der Gemeinheit, zu
erklären, daß man mit den heutigen Führern in der Genoſin-
ſchaftsbewegung ſo wie in Rußland verfahren würde, wenn die
Kommuniſten zur Macht kämen. Daß ſich derartige Provokationen
die Anweſenden nicht gefallen ließen, iſt wohl erklärlich. Müner
verſuchte deshalb in einer perſönlichen Bemerkung ſeine Worte ab
zuſchtwächen, es half aber nichts. Er hat ausgeſprochen: man
wird die heutigen Führer beſeitigen, wenn die Kommuniſten die
Macht haben.

Die vorgenommenen Wahlen änderten nichts am bisherigen Ler-
hältnis. Einſtimmig beſchloß der Verbandstag, mit den Arbeit-
nehmerorganiſationen is Tarifverhandlungen einzutreten.
Der Verbandstag mitteldeutſcher Konſumvereine hat ſich erit
überwältigender Mehrheit auf den Standpunkt geſtellt, daß alle
Kraft angewendet werden muß, um am Wiederaufbau der Fe
noſſenſchaftsbewegung zu arbeiten. Wir ſind überzeugt, daß ie
Konſumvereine ſich gern dieſer Aufgabe widmen werden und de
alle einſichtigen Konſumenten die Konſumvereine als das V
trachten was ſie ſind, nämlich: Organiſationen, die unter Au-
ſchluß kapitaliſtiſcher Ausbeutung durch Selbſthilfe die Notlaß
der arbeitnehmenden Bevölkerung aller Schichten lindern wollen
Sie werden ſich dagegen wehren, daß die Kommuniſtiſche Partet
zum Schaden dieſes Zieles die Genoſſenſchaften benutzt, um ihrrPropaganda zu betreiben.

Da anzunehmen iſt, daß die kommuniſtiſchen Zeitungen auch
jetzt wieder Vorkommniſſe von dem Verbandstag berichten werden,
die im Gegenſatz zu den wirklichen Tatſachen ſtehen, iſt es not-
wendig feſtzuſtellen, daß die Verbandsleitung der kommuniſtiſchen
Minderheit, die etwa ein Zwanzigſtel aller Teilnehmer darſtellte,
in bezug auf Diskuſſionsfreiheit ſehr entgegenkam. Es haben
immer mehr Redner der Oppoſition als von der Mehrheit ge
ſprochen, was in keinem Verhältnis zur Teilnehmerzahl ſtand.
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